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Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms

Schließlich mache ich auf zwei geänderte Ausschuss-
überweisungen im Anhang zur Zusatzpunktliste auf-
merksam:

Der in der 54. Sitzung des Deutschen Bundestages
überwiesene nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich
dem Rechtsausschuss (6. Ausschuss) zur Mitberatung
überwiesen werden.

Jahressteuergesetz 2007 (JSTG 2007)

– Drucksache 16/2712 – 
Überweisungsvorschlag:
Finanzausschuss (f)
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Arbeit und Soziales
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 GO

Die Federführung für den in der 54. Sitzung des Deut-
schen Bundestages überwiesenen nachfolgenden Gesetz-
entwurf soll nunmehr auf den Haushaltsausschuss
(8. Ausschuss) übergehen.

Zweites Gesetz zur Änderung des Aufbauhilfe-
fondsgesetzes

– Drucksache 16/2704 – 
Überweisungsvorschlag:
Haushaltsausschuss (f)
Finanzausschuss
Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

Sind Sie mit diesen Vereinbarungen einverstanden? –
Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 3 a und 3 b sowie
Zusatzpunkt 2 auf:

3 a) Beratung der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung

Bericht der Bundesregierung zum Stand der Be-
mühungen um Rüstungskontrolle, Abrüstung und
Nichtverbreitung sowie über die Entwicklung
der Streitkräftepotenziale (Jahresabrüstungsbe-
richt 2004)

– Drucksache 15/5801 – 
Überweisungsvorschlag:
Auswärtiger Ausschuss (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Verteidigungsausschuss
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung

Bericht der Bundesregierung zum Stand der Be-
mühungen um Rüstungskontrolle, Abrüstung und
Nichtverbreitung sowie über die Entwicklung der
Streitkräftepotenziale (Jahresabrüstungsbe-
richt 2005)

– Drucksache 16/1483 – 
Überweisungsvorschlag:
Auswärtiger Ausschuss (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie

Verteidigungsausschuss
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

ZP 2 Beratung des Antrags der Fraktion des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN

Für eine Wiederbelebung des nuklearen Ab-
rüstungsprozesses im Rahmen der deutschen
EU- und G-8-Präsidentschaft

– Drucksache 16/3011 –
Überweisungsvorschlag:
Auswärtiger Ausschuss 

Zum Jahresabrüstungsbericht 2005 liegt ein Ent-
schließungsantrag der Fraktion Die Linke vor.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache eineinhalb Stunden vorgesehen. Sind Sie
damit einverstanden? – Das ist der Fall. Dann ist so be-
schlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat der
Kollege Rolf Mützenich von der SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Rolf Mützenich (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Es gibt keinen Zweifel: Der nordkoreanische
Atomwaffentest ist eine gefährliche Provokation und ein
Irrsinn. Wir verurteilen das Verhalten Nordkoreas.

(Beifall im ganzen Hause)

Deshalb müssen wir heute Morgen über die nordkoreani-
sche, aber auch über die iranische Atomkrise sprechen.
Wir sollten allerdings ebenso deutlich machen: Abrüs-
tung und Rüstungskontrolle gehören insgesamt wieder
auf die internationale Tagesordnung.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Eine effektive Rüstungskontrolle muss erneut zum Ord-
nungsprinzip der internationalen Beziehungen werden. 

Vertraglich vereinbarte Rüstungsbeschränkung kann
die Welt sicherer machen. Während des Kalten Krieges
trug eine effektive Rüstungskontrolle maßgeblich zur
Kriegsverhütung und zur Vertrauensbildung bei. Sie
schuf den Rahmen für Kooperation und friedlichen Wan-
del.

Abrüstung und Rüstungskontrolle waren aber nicht
nur im Kalten Krieg ein angemessenes Instrument. In
seinem Schatten wurden auch eine Reihe regionaler Rüs-
tungskontrollverträge beschlossen. Diese Abkommen er-
leichterten die regionale Zusammenarbeit und schufen
ein Gefühl gemeinsamer Sicherheit. Abrüstung trug
dazu bei, vormalige Bürgerkriegsgesellschaften zu stabi-
lisieren. So wurden mit dem Vertrag von Dayton
gegenseitige Abrüstungsschritte im ehemaligen Jugosla-
wien vereinbart. Auch in El Salvador und in Kambod-
scha wurde der Friedensprozess durch die Vernichtung
von Waffenbeständen unterstützt.
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Doch nicht mehr nur Regierungen beeinflussen die
Rüstungskontrolle. Ohne die Bürgerinnen und Bürger in
den so genannten Nichtregierungsorganisationen wäre
das Landminenabkommen niemals in Kraft getreten.
Das war ein bedeutendes Signal. 

Seit einigen Jahren gibt es jedoch so gut wie keine
Fortschritte mehr. Der Rüstungskontrollprozess tritt auf
der Stelle. Diese Krise ist allerdings nicht das Ergebnis
einer veralteten Idee. Im Gegenteil: Das Konzept der
Rüstungskontrolle ist modern und anpassungsfähig. Die
eigentliche Ursache für das Ausbleiben weiterer Fort-
schritte ist der fehlende politische Wille in wichtigen
Ländern. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die USA haben sich aus den großen Verträgen zu-
rückgezogen. Neue Vereinbarungen wurden ignoriert;
Verbesserungen wurden blockiert. Russland behindert
die Umsetzung der konventionellen Abrüstung in Eu-
ropa. Frankreich und Großbritannien modernisieren wie
auch die anderen Kernwaffenstaaten ihre nuklearen Ar-
senale. Neue Sicherheitsdoktrinen weisen Kernwaffen
eine frühzeitige Einsatzmöglichkeit zu. Weltweit steigen
die Rüstungsausgaben und – dies sage ich selbstkritisch
auch an unsere Adresse – Rüstungsexporte haben wieder
Konjunktur. Weitere Gefahren sind die unkontrollierte
Verbreitung von Trägerraketen und die unsichere Lage-
rung von hoch angereichertem Uran in zu vielen Län-
dern. Und nicht zu vergessen: Zwischen den Atommäch-
ten Indien und Pakistan gibt es noch immer kein
belastbares Abkommen. 

Diese Krisen zeigen deutlich: Wir brauchen neue An-
strengungen zur Rüstungsbegrenzung und Abrüstung.
Dabei müssen wir sowohl die lokalen als auch die globa-
len Bedingungen beachten und verändern. Beide Ebenen
stehen in einem Zusammenhang. 

Im Atomkonflikt mit dem Iran müssen wir weiter-
hin konstruktiv, geschlossen und beharrlich an einer Lö-
sung arbeiten. Der Versuch, den Streit in Verhandlungen
zu lösen, war und bleibt richtig. Dass jetzt auch Sanktio-
nen von den Vereinten Nationen beschlossen werden sol-
len, signalisiert nicht das Scheitern der Diplomatie. Die-
ser Schritt ergänzt vielmehr die bisherige Strategie. Der
Iran muss seine Verstöße beenden, die Unklarheiten über
sein Atomprogramm ausräumen und versuchen, durch
vertrauensbildende Maßnahmen Glaubwürdigkeit herzu-
stellen. 

(Beifall bei der SPD)

Die Verantwortlichen in Teheran sollten vor allem eines
wissen: Weder Status noch Großmannssucht werden
dem Land die gewünschte Rolle in der Welt zuweisen,
sondern nur eine Politik der Akzeptanz, des Respekts
und der Kooperation gegenüber den Nachbarn und der
Region. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Kernwaffen in Nordkorea sind eine ebenso große
Gefahr für den Frieden. Mehr noch: Ein unkontrollierter
Rüstungswettlauf könnte die Folge sein. Angesichts des
wachsenden Nationalismus, nicht geregelter Konflikte
und der mangelnden Bereitschaft zu einer gemeinsamen
Vergangenheitsbewältigung schafft dies Unsicherheiten
in der Region, aber auch für uns. 

In Zukunft darf es allerdings nicht allein darum ge-
hen, länderspezifische Lösungen für Kernwaffenaspiran-
ten zu suchen. Ebenso notwendig ist es, über die offen-
kundigen Probleme und Schwächen, Ungleichgewichte
und doppelten Standards der Rüstungskontrollregime zu
sprechen. Dabei sollte eines klar sein: Die bisherigen
Abkommen müssen in ihrer Substanz erhalten bleiben.
Die Instanzen, die die Einhaltung der jeweiligen Ver-
träge überwachen, müssen gestärkt werden. Gleichzeitig
sollten die Vertragslücken geschlossen und, wo nötig, er-
gänzt werden. Im Einzelnen gehören dazu wirksame und
überprüfbare Maßnahmen der nuklearen Abrüstung, eine
Nulllösung bei den taktischen Atomwaffen, ein Kern-
waffenregister, die Offenlegung der Plutoniumbestände
und das In-Kraft-Setzen des umfassenden Teststoppver-
trages. Das Zusatzprotokoll zum Atomwaffensperrver-
trag muss von allen Vertragsstaaten ohne Einschränkun-
gen akzeptiert werden.

Der internationale Terrorismus ist heute auch eine
sicherheitspolitische Herausforderung. Es besteht die
Gefahr, dass diese Gruppen Massenvernichtungswaffen
besitzen und einsetzen wollen. Das beste Rezept, solche
Pläne zu verhindern, ist, weitere Staaten vom Besitz der-
artiger Waffen abzuhalten und die Atomwaffenstaaten zu
überzeugen, endlich ihre Verpflichtung zur Abrüstung
einzulösen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Je weiter Atomwaffen verbreitet sind, umso wahrschein-
licher ist, dass sie in die Hände internationaler Terroris-
ten geraten. Rüstungskontrolle ist deshalb auch ein Mit-
tel gegen nicht staatliche Bedrohungen. 

Demokratien sind Ordnungen, die einer effektiven
Rüstungskontrolle aufgeschlossen gegenüberstehen.
Deshalb ist es nicht nur ein Privileg, sondern auch die
Aufgabe demokratischer Institutionen, weitere Maßnah-
men zur Rüstungsbegrenzung anzuregen. Vor allem
müssen Parlamente und Regierungen den Frieden zwi-
schen den Ländern stärken. Zweifellos sind dabei Demo-
kratien gegenüber ihresgleichen friedensgeneigter. Dem-
nach bedeutet die Zunahme der Zahl demokratisch
regierter Länder auch eine Ausbreitung des Friedens.

(Beifall bei der SPD)

Das ist allerdings keine einfache Gleichung. Die Form
allein bewirkt noch keine Demokratie. Außerdem sind
fragmentierte demokratische Staaten in der Regel keine
friedlichen Gesellschaften. Deshalb sind militärische,
von außen herbeigeführte Regierungswechsel nicht nur
völkerrechtswidrig; sie sind zum Aufbau demokratischer
Gesellschaften vollkommen ungeeignet.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Mehr noch: Derartige Handlungen diskreditieren das
Konzept des demokratischen Friedens, bedrohen die
Prinzipien des Völkerrechts und schaffen neue Unsicher-
heiten wie übermäßige Rüstung und falsches Regieren.

Die Krise der Abrüstung und Rüstungskontrolle ist
vor allem das Ergebnis politischer Fehlentscheidungen.
Weil der politische Wille zugunsten von Abrüstung und
Rüstungskontrolle fehlt, brauchen wir gerade jetzt mu-
tige und kluge Schritte. Wir brauchen eine Wiederbele-
bung der Abrüstung und Rüstungskontrolle.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

In den 70er- und 80er-Jahren waren es vor allem
westeuropäische Sozialdemokraten, die eine Politik der
Entspannung durch Initiativen zur Abrüstung, Rüstungs-
kontrolle und Nichtverbreitung ergänzt haben. Egon
Bahr, Willy Brandt, Olof Palme und Bruno Kreisky sind
nur einige Namen in einer beachtlichen Reihe von Perso-
nen, die für diese Politik standen.

Wenn wir heute, in Zeiten neuer Spannungen, wieder
eine Entspannungspolitik gestalten wollen, kann die
SPD ihre Erfahrungen und Ideen einbringen. Dabei rei-
chen gute und überzeugende Vorschläge allein nicht. Um
die kollektive Friedenssicherung zu stärken, müssen wir
Abrüstung und Rüstungskontrolle als Ordnungsprinzip
der internationalen Politik erneuern. Die deutsche
Ratspräsidentschaft in der Europäischen Union, vor al-
lem aber der einjährige Vorsitz Deutschlands in der G 8
bieten dafür einen geeigneten Rahmen. Es wäre leicht-
fertig, wenn wir diese Chancen verpassen würden. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN und des Abg.
Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE])

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt die Kollegin Elke Hoff von der

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Elke Hoff (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Gestatten Sie mir, zu Beginn einen Satz aus
dem vorliegenden Jahresabrüstungsbericht 2005 zu zitie-
ren:

Verlust an regionaler Sicherheit … wirkt sich stets
auf die weltweite Sicherheitsbalance aus.

Der nordkoreanische Atomwaffentest vom 9. Oktober
hat gezeigt, dass die Debatte um Abrüstung und Nicht-
verbreitung von Massenvernichtungswaffen aktuell und
dringender als selten zuvor ist.

Heute liegen uns die Jahresabrüstungsberichte der
Jahre 2004 und 2005 vor. Zusammenfassend lässt sich
festhalten: Gemeinsam mit dem Jahr 2006 waren es
schwarze Jahre für die weltweite nukleare Abrüstung.
Über diesen Umstand kann auch ein Friedensnobelpreis
für die Internationale Atomenergiebehörde im Jahr 2005
nicht hinwegtäuschen. 

Mit Nordkorea hat vermutlich ein weiterer Kernwaf-
fenstaat die weltpolitische Bühne betreten. Die Diskus-
sion über das iranische Atomprogramm schwelt weiter;
eine tragfähige Lösung ist nicht in Sicht. Darüber hinaus
befinden sich das Nichtverbreitungsregime und dessen
Herzstück, der Nichtverbreitungsvertrag, in einer nicht
zu leugnenden Krise. Kernwaffenstaaten wie Russland
und die USA modernisieren ihr Nuklearwaffenpotenzial,
anstatt ihren vertraglichen Abrüstungsverpflichtungen
nachzukommen. Mit dem geplanten indisch-amerikani-
schen Nuklearabkommen erhält der Kernwaffenstaat
Indien die globale Anerkennung und Zugang zu
modernster Nukleartechnologie – spaltbares Material
eingeschlossen –, obwohl Indien dem Nichtverbrei-
tungsvertrag nie beigetreten ist. Solche nuklearen Dop-
pelstandards gefährden die Glaubwürdigkeit der interna-
tionalen Nichtverbreitungspolitik. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Die genannten Punkte dokumentieren, dass die nuklea-
re Abrüstung in eine politische Sackgasse geraten ist.
Deshalb muss die Weltgemeinschaft jetzt entschlossen
gegen eine neue nukleare Weltordnung angehen, in der
Kernwaffen wieder eine zentrale sicherheitspolitische
Bedeutung erhalten. Der Eindruck, der Besitz von Atom-
waffen sei der Garant für internationale Macht, Einfluss
und Anerkennung, hätte fatale Folgen: Es wäre ein un-
widerstehlicher Anreiz für neue potenzielle Nuklear-
mächte. Der nordkoreanische Atomtest war ein lauter
Warnschuss vor den Bug einer statischen globalen
Sicherheitsarchitektur. Es ist dringend an der Zeit, dass
die großen Atommächte endlich ihren vertraglichen Ab-
rüstungsverpflichtungen nachkommen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der LINKEN)

Sowohl im Fall Nordkorea als auch in der Frage um
das iranische Atomprogramm ist ein geschlossenes und
konsequentes diplomatisches Vorgehen der P 5 weiterhin
notwendig. In dieser schwierigen Lage benötigt die in-
ternationale Abrüstungspolitik Impulse und politische
Ansätze, damit sie sich aus ihrer Stagnation befreien
kann. 

Es ist gut, wenn die Bundesregierung das Thema
„Abrüstung und Nichtverbreitung“ auf ihre politische
Agenda setzt. Aber diesen Ankündigungen müssen na-
türlich entsprechende Taten folgen. Es ist deshalb die
Aufgabe unseres Landes, als glaubwürdiger Nichtkern-
waffenstaat auf diesem Gebiet eine Führungsrolle zu
übernehmen. Die Rolle, die Deutschland bei den diplo-
matischen Bemühungen der EU 3 um das iranische
Atomprogramm eingenommen hat, kann hierfür bei-
spielhaft sein. 
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Daher ist die bisherige Haltung der Bundesregierung
im Fall des indisch-amerikanischen Nuklearabkom-
mens unglücklich und über weite Strecken nicht akzep-
tabel. In seiner bisherigen Form stellt die bilaterale Ver-
einbarung zwischen Indien und den USA eine Belastung
für die Glaubwürdigkeit der internationalen Nichtver-
breitung dar. Bei den Beratungen in der Nuclear Sup-
pliers Group, die dem Abkommen einstimmig ihre Zu-
stimmung erteilen muss, hat sich die Bundesrepublik
bisher hauptsächlich auf Nachfragen beschränkt. Me-
dienberichten zufolge wurde auf diplomatischer Ebene
von Bundeskanzlerin und Außenminister anfänglich nur
der Zeitpunkt des Abkommens beim transatlantischen
Partner als schwierig bezeichnet. Indien als Nuklear-
macht müssen jedoch die gleichen Verpflichtungen auf-
erlegt werden wie den Kernwaffenstaaten, die den Nicht-
verbreitungsvertrag unterzeichnet haben, wenn es in den
Genuss modernster Nukleartechnologie kommen will. 

(Beifall bei der FDP)

Die Kritik an diesen Schwachstellen des Nuklearab-
kommens wurde bisher vorrangig anderen europäischen
Nachbarstaaten wie Irland und Schweden überlassen.
Wir erwarten, dass die vom Bundesaußenminister im
Juni genannten Kriterien zur Nachbesserung des Ab-
kommens auch offiziell als deutsche Position in der
nächsten Plenumssitzung der NSG zur Sprache gebracht
werden. Die FDP-Bundestagsfraktion hatte diese Nach-
besserungen bereits in einem Antrag im Mai eingefor-
dert. 

Die nukleare Nichtverbreitung ist nicht das einzige
abrüstungspolitische Themenfeld, das unserer verstärken
Aufmerksamkeit bedarf. Ende November findet in New
York die 6. Überprüfungskonferenz für das Biowaffen-
abkommen statt. Das Scheitern der Konferenz im Jahr
2001 stellt die internationale Gemeinschaft vor die
schwierige Aufgabe, neue Wege für eine Stärkung des
Vertrages zu finden. Ein tragfähiges und handlungsfähi-
ges Biowaffenregime wird besonders wichtig, da gerade
die biologischen Waffen im Zuge der rasanten Entwick-
lung in den Biowissenschaften immer gefährlicher wer-
den. 

Im Schatten der Debatte um die Nichtverbreitung von
Massenvernichtungswaffen steht viel zu häufig das Pro-
blem der weltweiten Verbreitung von Kleinwaffen.
Derzeit sind circa 650 Millionen dieser Waffen interna-
tional im Umlauf. Vor allem in den Entwicklungsregio-
nen Afrikas, Asiens und Südamerikas werden Konflikte
überwiegend mit Kleinwaffen und leichten Waffen aus-
getragen. Deswegen ist es nicht falsch, wenn im Zusam-
menhang mit Kleinwaffen von den wahren Massenver-
nichtungswaffen unserer Zeit gesprochen wird. 

Der Jahresabrüstungsbericht 2005 verweist in diesem
Zusammenhang auf ein vorbildliches Engagement der
Bundesregierung. Ich sehe das etwas anders. 

Rüstungsexporte der Gegenwart sind nicht selten die
Abrüstungsprobleme der Zukunft. Deshalb lohnt es sich,
einen Blick in den Rüstungsexportbericht zu werfen.
Die Gesamtsumme aller exportierten Kleinwaffen der
Bundesrepublik ist zwischen 2004 und 2005 nahezu

gleich geblieben. Aber die Exporte von Kleinwaffen in
Entwicklungsländer haben sich in der Relation verdrei-
facht: von 5 auf 15 Prozent der Gesamtausfuhren. Das ist
angesichts der bereits geschilderten Auswirkungen in
den Entwicklungsregionen besorgniserregend. Die Bun-
desregierung muss deshalb sicherstellen, dass die Emp-
fängerländer bei Neulieferungen ihre alten Bestände ver-
nichten, sodass diese Waffen nicht in die falschen Hände
geraten und die Region weiter destabilisieren können. 

(Beifall bei der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die weltweite Ab-
rüstung und Nichtverbreitung sowohl von Massenver-
nichtungswaffen als auch von konventionellen Waffen
stellt die Weltgemeinschaft nach der Beendigung des
Kalten Krieges vor große Herausforderungen. Wir müs-
sen fähig sein, diese im Interesse der globalen Sicherheit
und Stabilität gerade jetzt gemeinsam zu bewältigen. Ich
sehe eine Reihe von Möglichkeiten, gemeinsame Initia-
tiven zu ergreifen und wichtige Übereinstimmungen her-
zustellen. Ich bin sehr sicher, dass wir hier im Parlament
vernünftige Schritte unternehmen werden. Dieses
Thema ist so wichtig, dass wir alle unsere Kraft darauf
verwenden sollten.

Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Eckart von Klaeden

von der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Kollegen!

Nordkoreas Bombe mag klein gewesen sein. Die Konse-
quenzen des Atomtests – mittlerweile müssen wir ja da-
von ausgehen, dass es sich um eine nukleare Explosion
gehandelt hat – sind aber als dramatisch zu bezeichnen.
Die Welt ist ohne Zweifel unsicherer geworden. Wenn
die gemeinsame Ablehnungsfront aus Amerikanern, Eu-
ropäern, Russen, Japanern und Chinesen keine angemes-
sene Antwort auf diese Provokation Pjöngjangs findet,
dann könnte der 9. Oktober 2006 als jener Tag in die Ge-
schichte eingehen, an dem ein neues nukleares Wettrüs-
ten begonnen hat. 

Ich glaube, es ist wichtig, dass wir uns über die
Motive Nordkoreas klar werden: Nordkorea ist ein
Regime, das als Folge seiner selbst gewählten Isolierung
mit dem Rücken zur Wand steht. Zur Machterhaltung
wählt es den Weg der Erpressung. Zur Erpressung wen-
det Nordkorea hauptsächlich zwei Mittel an: zum einen
seine Armee, zum anderen – so paradox es klingen
mag – die Drohung mit den wirtschaftlichen Folgen, die
sein Scheitern für seine Nachbarn haben würde.

Bisher hat Nordkorea den militärischen Teil seiner
Strategie vor allem auf konventionelle Streitkräfte ge-
stützt. Dieses bitterarme Land hat ungefähr 1,3 Millio-
nen Soldaten. Damit verfügt es über eine der größten Ar-
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meen, die es auf der Welt gibt. Wir wissen, dass die
wirtschaftlichen Schwierigkeiten Nordkoreas immer
mehr dazu führen, dass diese Armee nicht mehr finan-
ziert werden kann. Deswegen hat die provozierende und
zugleich paradoxe Sicherheitsstrategie Nordkoreas zur
Konsequenz, dass sich das Land um Atomwaffen be-
müht.

Wie wir sehen, funktioniert diese Strategie. Südkorea
und China verhalten sich, wenn es um die wirtschaftli-
chen Folgen der im UN-Sicherheitsrat beschlossenen
Sanktionen geht, sehr zurückhaltend, weil sie den Zu-
sammenbruch Nordkoreas fürchten. Dann müssten sie
Flüchtlinge aufnehmen und die Bruchstücke des zusam-
mengebrochenen Regimes aufsammeln. Deswegen, so
glaube ich, müssen wir auch mit Südkorea und China
Gespräche über die Folgen eines möglichen Zusammen-
bruchs Nordkoreas führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Wir müssen uns aber auch klarmachen, dass der häu-
fig vorgetragene Gedanke, Nordkorea hätte durch di-
rekte Gespräche zwischen den Vereinigten Staaten
und Nordkorea von seinem Nuklearprogramm abge-
bracht werden können, bestenfalls naiv zu nennen ist.
Solche direkten Gespräche zwischen Nordkorea und den
Vereinigten Staaten hat es bereits nach der ersten nord-
koreanischen Nuklearkrise Mitte der 90er-Jahre gege-
ben. Diese Gespräche waren – so hat man es jedenfalls
damals eingeschätzt – erfolgreich; denn sie haben mit
dem Abschluss eines Abkommens geendet. Als Gegen-
leistung für die Einstellung seines Nuklearprogramms
erhielt Nordkorea in der Folge umfangreiche Öllieferun-
gen. Die extra zu diesem Zweck gegründete Organisa-
tion KEDO, an der sich auch die EU beteiligt hat,
begann zur Sicherstellung der Energieversorgung Nord-
koreas mit dem Bau zweier Leichtwasserreaktoren.
Pjöngjang hat dieses Abkommen gebrochen und sein
Nuklearprogramm vor drei Jahren – so nehmen wir je-
denfalls an – wieder aufgenommen. Das zeigt, dass der
beschriebene einfache Zusammenhang, der von man-
chen hergestellt wird, bestenfalls naiv ist oder Ausdruck
des bei uns bedauerlicherweise verbreiteten Antiameri-
kanismus, bei dem die Verantwortung für jede interna-
tionale Krise zunächst einmal bei den Vereinigten Staa-
ten gesucht wird.

Welche Auswirkungen hat das Verhalten Nordkoreas
auf das internationale Nichtverbreitungsregime und die
Sicherheitslage? Besonders gefährlich sind die Auswir-
kungen natürlich für Nordostasien; denn die atomare Be-
waffnung Nordkoreas droht die dortige relativ stabile
geopolitische Lage der letzten Jahrzehnte durcheinander
zu bringen. Diese Lage ist in kurzen Worten so zu be-
schreiben: Die Vereinigten Staaten schützen Südkorea.
China hat die Rolle Russlands übernommen, Nordkorea
im Zaum zu halten. Japan steht ebenfalls unter dem
Schutzschirm der Vereinigten Staaten. 

Japan hat nach dem so genannten Taepodong-Schock
aus dem Jahre 1998, als Nordkorea zum ersten Mal eine
mehrstufige Rakete testete, intensiv über den Aufbau ei-
nes eigenen Raketenabwehrsystems nachgedacht, dies

zu tun beschlossen und dabei die Zusammenarbeit mit
den Vereinigten Staaten gesucht. Es ist gut, dass der neue
japanische Premierminister Shinzo Abe, der über eine
eigene nukleare Bewaffnung seines Landes nachgedacht
hat, jetzt deutlich gemacht hat, dass er sich auf den
Schutzschirm der Vereinigten Staaten verlassen will. Er
weiß, dass eine eigene Nuklearkapazität seines Landes
mit erheblichen wirtschaftlichen Kosten und hohen
diplomatischen Kosten für sein Land verbunden wäre.
Das gilt insbesondere vor dem Hintergrund seiner Be-
mühungen, das stark belastete Verhältnis zu Peking
durch seinen ersten Besuch dort zu verbessern.

Aber auch andere Länder in der Region – Südkorea,
möglicherweise auch Taiwan – könnten sich durch die
nordkoreanischen Aktivitäten motiviert fühlen, eigene
Nuklearkapazitäten aufzubauen. Deswegen ist gerade
eine entschlossene und klare Reaktion der Weltgemein-
schaft, des UN-Sicherheitsrates, auf die nordkoreani-
schen Aktivitäten so wichtig. Andere Länder sollen da-
von abgehalten werden, ebenfalls Nuklearkapazitäten
aufzubauen. Dazu bedarf es diplomatischer Bemühun-
gen der Vereinigten Staaten von Amerika. Aber auch
China und Russland spielen in dieser Krise eine zentrale
Rolle. China ist letztlich der Schlüssel dafür, dass Nord-
korea seine Aktivitäten nicht fortsetzt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Der Nichtverbreitungsvertrag war bisher ein Erfolg.
Es wäre daher falsch, das Nichtverbreitungsregime ange-
sichts dieser Entwicklungen grundsätzlich infrage zu
stellen, auch wenn wir feststellen müssen, dass es ernst-
haften Gefahren ausgesetzt ist. Der amerikanische Präsi-
dent John F. Kennedy hat in den 60er-Jahren prognosti-
ziert, dass man binnen zehn Jahren mit 25 neuen
Nuklearmächten rechnen müsse. Glücklicherweise hat
sich seine Prognose nicht erfüllt. Mittlerweile haben wir
außer den ständigen Mitgliedern des UN-Sicherheitsrates
Indien, Pakistan, Israel und, seit dem 9. Oktober, Nord-
korea als potenzielle oder tatsächliche Nuklearmächte.
Ungefähr 40 Staaten stehen laut dem Generaldirektor der
Internationalen Atomenergiebehörde, al-Baradei, an der
Schwelle, sich nuklear bewaffnen zu können. 

Wir müssen aber auch sehen, welche Konsequenzen
die Reaktion der Weltgemeinschaft in Bezug auf den
Nuklearkonflikt mit dem Iran hat. Der Iran wird sehr
genau beobachten, ob deutliche Sanktionen gegen Nord-
korea verhängt werden und ob die Weltgemeinschaft
sich durchringen kann, um die Proliferation von Nukle-
arwaffen auszuschließen, den Schiffsverkehr von und
nach Nordkorea zu kontrollieren. 

Die Art, wie die Weltgemeinschaft jetzt auf Nordko-
rea reagiert, wird andere Staaten, die nach Nuklearwaf-
fen streben, ermutigen oder möglicherweise davon ab-
halten, sich eigene Nuklearwaffen zuzulegen.

Wir müssen uns aber auch die Frage stellen, welche
sicherheitspolitischen Konsequenzen sich für uns aus
dieser Entwicklung ergeben. Wir müssen alles dafür tun,
dass das Nichtverbreitungsregime aufrechterhalten
bleibt, und wir müssen eine Strategie dafür entwickeln,
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wie wir mit den Staaten umgehen, die sich außerhalb des
Nichtverbreitungsvertrages bereits Nuklearwaffen zuge-
legt haben. 

Frau Kollegin Hoff, in diesem Zusammenhang fand
ich Ihre Darstellung der Bemühungen der Vereinigten
Staaten um eine Heranführung Indiens an das Nichtver-
breitungsregime ein wenig einseitig, wenn ich das so sa-
gen darf. Bei Ihrer Darstellung der amerikanischen Be-
mühungen haben Sie nämlich vollständig außer Acht
gelassen, dass es kein Geringerer als der Generaldirektor
der Internationalen Atomenergiebehörde, al-Baradei, ge-
wesen ist, der unter Berücksichtigung aller realpoliti-
schen Konsequenzen den Vertrag zwischen den Verei-
nigten Staaten und Indien unter dem Strich als einen
Fortschritt gerade auch im Hinblick auf die Unterstüt-
zung des Nichtverbreitungsregimes bezeichnet hat, weil
Indien durch diese Verhandlungen und den Vertrag stär-
ker an das Nichtverbreitungsregime herangeführt wird.

Es ist richtig, das Nichtverbreitungsregime aufrecht-
zuerhalten und alle aufzufordern, sich daran zu halten,
aber wir müssen schließlich auch eine Strategie dafür
entwickeln, wie wir mit den Staaten umgehen und auf
konstruktive Signale der Staaten reagieren, die sich ne-
ben den offiziell anerkannten Nuklearmächten Nuklear-
waffen beschafft haben.

Durch die Entwicklung, die wir zu beobachten haben,
müssen wir uns aber auch die Frage nach unserer eige-
nen Sicherheitspolitik stellen. Wir müssen uns die Frage
vorlegen, wie wir auf die Gefahr der asymmetrischen
Proliferation von Nuklearwaffen angemessen reagieren.
Wir müssen uns im Rahmen der NATO auch Gedanken
darüber machen, wie wir auf die Gefahr, dass es weitere
Nuklearmächte geben kann, und auf die Gefahr, dass
sich zum Beispiel der Iran tatsächlich nuklear bewaffnet,
reagieren.

Wir müssen bedenken, dass schon heute viele Staaten
Europas im Einzugsbereich iranischer Raketen liegen.
Es ist letztlich auch eine Frage der Zeit, wann wir die
Gefahren des nuklearen Terrorismus in der westlichen
Welt vor Augen geführt bekommen und wann wir damit
rechnen müssen, dass auch Europa von Nuklearwaffen
weiterer Atomstaaten bedroht wird. Darauf müssen wir
angemessen reagieren, und zwar einerseits mit den be-
reits vom Kollegen Mützenich beschriebenen Bemühun-
gen, das Nichtverbreitungsregime aufrechtzuerhalten
und so viele Staaten wie möglich von ihren möglichen
Plänen, sich Nuklearwaffen zuzulegen, abzuhalten, und
andererseits, indem wir Überlegungen anstellen, wie wir
unsere eigene Bevölkerung effizient und erfolgreich vor
diesen Gefahren schützen können. 

Das Beispiel Nordkorea und die Entwicklung in die-
sem Monat zeigen, dass wir unsere Sicherheit, die Si-
cherheit unserer Bürgerinnen und Bürger, nicht mehr al-
lein geografisch definieren können, sondern dass die
Entwicklungen in fernen Teilen unserer Welt auch für
die Sicherheit in unserem Land unmittelbare Konse-
quenzen haben. Wir müssen darauf vorbereitet sein.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Uta Zapf [SPD]: China kann
uns schon jetzt erreichen!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Paul Schäfer von der

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Paul Schäfer (Köln) (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Jahresabrüs-
tungsberichte der Bundesregierung sind wie immer
informativ und wichtige Arbeitsmittel für alle, die abrüs-
tungspolitisch engagiert sind. Dafür kann man sich
schon einmal bedanken. Ich spreche meine Anerken-
nung auch all denjenigen aus, die darauf hingewirkt ha-
ben, dass wir endlich Gelegenheit haben, in der so ge-
nannten Kernzeit über dieses Thema zu sprechen. 

Der Haken bei der Sache: Abrüstung, substanzielle
Abrüstung, findet nicht mehr statt. Abrüstung ist kein of-
fizielles Thema mehr. Wir machen uns nicht die Sicht-
weise zu Eigen, die besagt, dass es Rüstungsbedrohun-
gen und Rüstungslasten anderswo gibt, zum Beispiel in
Pjöngjang und Teheran, und dass wir damit nicht unmit-
telbar zu tun haben. Hic Rhodus, hic salta! Wir müssen
hier auch darüber reden, was in diesem Hause geschieht.

(Beifall bei der LINKEN)

Hier wird über mehr Auslandseinsätze der Bundeswehr,
über die dafür notwendige Um- und Aufrüstung und
über mehr Geld für die Rüstung diskutiert. Auch das ge-
hört in diese abrüstungspolitische Debatte.

(Beifall bei der LINKEN)

Klar, die Bundesrepublik ist kein isolierter Akteur.
Wir haben es mit Welttrends zu tun. Da ist, wie man
sieht, Abrüstung „out of time“. Da hilft auch keine
Schönfärberei weiter. Im Jahresabrüstungsbericht der
Bundesregierung bemüht man lieber Schönsprech statt
Tacheles. Ein Beispiel hierfür ist der Ausdruck von der
„gemischten Bilanz der Abrüstungs- und Rüstungskon-
trollpolitik“. 

Tatsache ist: Die weltweiten Ausgaben für das Militär
steigen wieder kräftig. Konventionelle Abrüstung ist
kein Thema. Es gibt dazu keine Foren, auf denen derzeit
über Abrüstungsschritte verhandelt wird. Im Bereich der
Atomwaffen droht eine entscheidende Erosion des
Nichtverbreitungsvertrags. Auch die Summe der Waf-
fengeschäfte, also die Ein- und Ausfuhren – der Kollege
Mützenich hat darauf schon hingewiesen –, steigt wieder
kräftig an. Es ist auch ein bundesdeutsches Thema, wenn
Rüstungsexporte wieder Konjunktur haben. 

Es ist richtig, wie Kollege Mützenich sagt, dass man
über diesen rüstungskontrollpolitischen Ansatz wieder
ernsthafter nachdenken muss. Das ist ein entscheidendes
Element der Vertrauensbildung. Aber es geht bei der
Rüstungskontrolle darum, einem undurchschaubaren
und unkontrollierten Aufwuchs von Rüstung zu wehren.
Abrüstung dagegen meint eine tatsächliche Reduzie-
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rung, Minderung und Eliminierung von Waffenarsena-
len, Reduzierung der Zahl der Streitkräfte und Senkung
der Rüstungsausgaben. Das ist viel weitgehender. Über
genau diesen Punkt muss man diskutieren. 

Der Gedanke, der in den 80er-Jahren eine große Rolle
gespielt hat, dass Rüstung teuer ist, volkswirtschaftliche
Ressourcen bindet und eine zerstörerische und tödliche
Wirkung hat – auch das muss man in diesem Zusammen-
hang einmal sagen –, muss wieder Platz greifen. Deshalb
hat Abrüstung für uns einen eigenen Stellenwert. 

(Beifall bei der LINKEN)

Die Linke versteht sich als Partei der Abrüstung und das
wird auch so bleiben. 

Ich halte es für problematisch, dass der Jahresabrüs-
tungsbericht aus einem Aufrüstungs- und einem Abrüs-
tungsteil besteht und sich unkritisch gegenüber dem
zeigt, was an Aufrüstung in der NATO und in der EU
stattfindet. Auf das Problem des „demokratischen Frie-
dens“ und darauf, dass man das kritisch reflektieren
muss, ist schon hingewiesen worden. Manche verklären
die NATO zur größten Friedensbewegung der Welt und
deshalb soll all das, was dort an Rüstungs- und Aufrüs-
tungsmaßnahmen vor sich geht, gut sein. Der Hinweis
auf Irak und Afghanistan an dieser Stelle muss genügen,
um zumindest die Sichtweise, es handele sich um gute
Hegemonialmächte und das, was sie rüstungspolitisch
täten, sei in Ordnung, zu hinterfragen. 

Es bleibt die Tatsache: Zwei Drittel der Weltmilitär-
ausgaben werden durch die NATO bestritten. Wenn
dann auch hier im Hause diskutiert wird und aufseiten
der Bundesregierung völlig zu Recht darauf hingewiesen
wird, dass es ein krasses Missverhältnis zwischen den
Weltmilitärausgaben und den Ausgaben für öffentliche
Entwicklung gibt, dann muss man doch zunächst einmal
innehalten und sich fragen: Was tragen wir, die Bundes-
republik, und die NATO als Bündnis, dessen Mitglied
wir sind, dazu bei? 

Dazu muss man einfach sagen: Dieses krasse Miss-
verhältnis besteht. Die Weltmilitärausgaben sind inzwi-
schen auf die astronomische Summe von weit über
1 Billion Dollar gestiegen. Ich glaube, die öffentlichen
Entwicklungsmittel liegen gegenwärtig bei etwas über
80 Milliarden Dollar. Das ist ein krasses Missverhältnis.
Dieses Element trägt entscheidend zu Unfrieden und
Unsicherheit in der Welt bei. Hieran muss gearbeitet
werden. Das heißt: Abrüstung auch bei uns. Ebenso
muss die NATO Beispiele dafür geben, dass sie abrüs-
tungspolitisch vorangehen will. 

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist der Punkt. Ich bin pragmatisch denkend ge-
nug, um zu wissen, dass man hier nicht wie bei einer
Wundertüte von der einen Seite auf die andere Seite um-
verteilen kann. Aber dennoch ist der Hinweis auf diese
Diskrepanz zwischen Militär- und Entwicklungsausga-
ben wichtig, weil er einfach Fehlentwicklungen zeigt,
die korrigiert werden müssen. Deshalb fordern wir in un-
serem Entschließungsantrag, dass die NATO ähnlich wie
in den 70er-Jahren, in denen sie ein „long-term develop-

ment programme“ begonnen und ihre Mitgliedstaaten
aufgefordert hatte, die Mittel für die Rüstungsetats jähr-
lich um 5 Prozent zu steigern, ein entsprechendes Pro-
gramm unter umgekehrten Vorzeichen auflegt. Warum
sagen wir nicht, die Mitglieder sollen jährlich die Mittel
für die Rüstungsetats um 5 Prozent reduzieren? 

(Beifall bei der LINKEN)

Die Bundesregierung schreibt in ihrem Bericht, im
Mittelpunkt ihrer Bemühungen stehe die „Verhinderung
der Proliferation von Massenvernichtungswaffen und ih-
rer Trägermittel“ mit dem langfristigen Ziel der vollstän-
digen Abschaffung. Das ist sehr wichtig. Spätestens seit
dem jüngsten stupiden Atomtest in Nordkorea steht die
nukleare Frage wieder auf der Tagesordnung. Auch die
Debatte um das iranische Atomprogramm hat gezeigt,
dass der Vertrag über die Nichtverbreitung von Atom-
waffen in einer Krise steckt. 

Es droht in der Tat – darin ist meinen Vorrednern zu-
zustimmen – eine Entwicklung, die zu mehr Atomwaf-
fenmächten und neuen atomaren Rüstungswettläufen
führen wird. Es zeigt sich aber auch, dass sich auf Dauer
nicht aufrechterhalten lässt, dass es auf der einen Seite
das exklusive Monopol einer kleinen Staatengruppe gibt,
die für sich den Besitz von Atomwaffen beansprucht,
und auf der anderen Seite die nuklearen Habenichtse.
Das hat nicht zuletzt die ergebnislose Überprüfungs-
konferenz im Jahr 2005 gezeigt. 

Wenn sich nichts an der beharrlichen Weigerung der
Atomwaffenbesitzer, abzurüsten, ändert, dann werden
wir bei der nuklearen Abrüstung nicht weiterkommen.
Die Nuklearmächte müssen daran erinnert werden, dass
sie sich im Atomwaffensperrvertrag zur Abrüstung ver-
pflichtet haben. Diese Verpflichtung müssen sie endlich
ernst nehmen. 

Auf der anderen Seite steht der um sich greifende mi-
litärische Interventionismus der Staaten des Nordens, der
in anderen Teilen der Welt als bedrohlich empfunden
wird. Auch darüber muss man sich Gedanken machen.
Man muss sich schließlich nicht wundern, wenn manche
glauben, sie könnten sich besser schützen, wenn sie sel-
ber über die tödlichste aller Waffen verfügten.

Die Glaubwürdigkeit der Atommächte – auch darauf
wurde schon hingewiesen – wird auch erschüttert, wenn
sie selber eine Politik der doppelten Standards verfolgen.
Während dem Iran wegen möglicher Atomwaffen-
ambitionen bestimmte Rechte des Atomwaffensperrver-
trags nicht zuerkannt werden, soll der neue Atomstaat
Indien mit einer breiten nukleartechnischen Zusammen-
arbeit belohnt werden.

Zur Erhöhung der nuklearen Gefahren gehören auch
waffentechnologische Entwicklungen, die die Schwelle
für den Einsatz dieser Waffen herabsetzen. Früher galten
Atomwaffen als politische Abschreckungswaffen. Es
gab immer Bestrebungen, sie auch für militärische Ein-
sätze zu instrumentieren, um ihre Glaubwürdigkeit zu
erhöhen. Das war die Paradoxie der nuklearen Abschre-
ckungsphilosophie. 
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Inzwischen hat sich unsere Lage in rüstungstechnolo-
gischer Hinsicht verändert. Es gibt die so genannten
Mini-Nukes und Bunker brechende Waffen, die für sehr
konkrete Einsatzszenarien vorgehalten werden sollen.
Das heißt, dass die Gefahr des Einsatzes dieser Waffen
immens steigt. Auch darauf muss in diesem Zusammen-
hang hingewiesen werden, um daraus die entsprechen-
den Schlüsse zu ziehen. 

Was folgt daraus? Ohne eine neue Dynamik bei der
atomaren Abrüstung ist der Weg zu atomaren Rüstungs-
wettläufen vorprogrammiert. Darüber muss gesprochen
werden. Als erster Schritt müssen die bereits 1995 dekla-
rierten negativen Sicherheitsgarantien, nach denen
Nichtatomwaffenstaaten nicht atomar angegriffen wer-
den dürfen, rechtsverbindlich werden. Die Ersteinsatz-
doktrinen gehören in den Orkus. Der Grundsatz „No first
use“ ist aktueller denn je.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es geht aber nicht nur darum, was in anderen Staaten
geschieht. Auch in Deutschland geht es, wie gesagt, um
nukleare Abrüstung und um die deutschen Beiträge
dazu. Wir brauchen die taktischen US-Nuklearwaffen,
die in Büchel und Ramstein lagern, nicht mehr als trans-
atlantische Klammer. Es ist ein armseliges Bündnis, das
auf einer solchen Lastenteilung beruht.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Jürgen 
Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Diese Waffen sind gefährlich, und zwar sowohl für die-
jenigen im Osten, auf die sie gerichtet sind, als auch für
uns, weil sie Zielpunkte bei Einsatzplanungen anderer
Staaten sind. Deshalb ist die Bundesregierung aufgefor-
dert, die USA zum Abzug zu drängen und diese Frage in
der Nuklearen Planungsgruppe der NATO beharrlich an-
zusprechen. 

Bei der Diskussion über die Revision des strategi-
schen Konzepts der NATO mit Blick auf den Gipfel
2008 sollte die Bundesregierung energisch darauf drän-
gen, dass die aus dem Kalten Krieg übernommene For-
mel, wonach diese taktischen Nuklearwaffen essenziell
für die Verteidigung des Bündnisses sind, endlich in der
Mottenkiste der Geschichte verschwindet.

(Beifall bei der LINKEN)

Schließlich sollte die nukleare Teilhabe der Bundes-
republik endgültig ad acta gelegt werden. Das heißt, dass
auch die Tornadostaffel, die die Träger für diese Waffen
bereitstellt, aufgelöst werden sollte. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Das ist eine Reihe von Vorschlägen. Ich könnte einige
Vorschläge zur Rüstungsexportpolitik anschließen. Auch
in diesem Bereich könnte die Bundesrepublik Deutsch-
land sehr viel mehr tun, als es gegenwärtig der Fall ist.
Also nicht immer auf andere zeigen, sondern hier mit der
Abrüstungspolitik beginnen! Leider reicht meine Zeit
nicht mehr, darauf genauer einzugehen. 

Noch einmal: Die NATO muss ein positives Signal
bei der Abrüstung setzen. Wir müssen die nationalen

Spielräume für Abrüstung nutzen. Das Bombodrom in
der Kyritz-Ruppiner Heide muss geschlossen werden.
Der Weg muss für eine zivile Nutzung freigemacht wer-
den. 

(Beifall bei der LINKEN)

Die Rüstungsexporte müssen eingeschränkt und schließ-
lich beendet werden. Das alles fordern wir in unserem
Entschließungsantrag. Ich empfehle Ihnen, diesem zuzu-
stimmen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Bundesminister Dr. Frank-

Walter Steinmeier.

Dr. Frank-Walter Steinmeier, Bundesminister des
Auswärtigen: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich teile
nicht alles, was mein Vorredner gesagt hat. Aber in ei-
nem Punkt hat er Recht: „Abrüstung“ klingt wie ein
Stichwort aus einer vergangenen Zeit. Ich bin mir sicher,
dass bei einer solchen Debatte noch vor 20 Jahren nicht
nur die unteren Ränge des Hauses sehr viel voller
gewesen wären, sondern auch die Pressetribünen. Das
Bedrohungsgefühl hat sich hierzulande offensichtlich
verändert. Vor 15 Jahren, nach dem Ende der Blockaus-
einandersetzungen und mit Herstellung der europäischen
Einheit, hat die Furcht vor Bedrohung nachgelassen.
Man begann zu hoffen, dass sich die Bedrohung durch
Massenvernichtungsmittel in Europa verflüchtigt oder
irgendwie von selbst erledigt. Das war ein böser Trug-
schluss. Der Atomtest in Nordkorea vor zehn Tagen hat
– darauf haben bereits viele hingewiesen – die Menschen
aufgerüttelt. Wir erleben nun, dass das Zeitalter der
Atomwaffen ganz offensichtlich nicht vorbei ist. Im Ge-
genteil: Manche Machthaber wie die in Nordkorea set-
zen ganz offenkundig darauf, sich mit atomaren Macht-
spielen wieder einen Platz in der Weltpolitik zu
verschaffen. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle und vor Einstieg in
das eigentliche Thema einen Dank an das Hohe Haus
richten. Der Deutsche Bundestag hat das zur Diskussion
stehende Thema – ich glaube, das darf ich sagen – nicht
nur dann ernst genommen, wenn es im Brennpunkt der
medialen Aufmerksamkeit stand. 

(Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Sehr 
richtig!)

Allen hier vertretenen Parteien ist das Thema Abrüstung
immer ein Anliegen gewesen, wenn auch vielleicht mit
unterschiedlichen Gewichtungen. Das weiß man auch
außerhalb der Grenzen unseres Landes. Weil man uns in
Abrüstungsfragen ernst nimmt, finden Kongresse und
Veranstaltungen zu diesem Thema – achten Sie einmal
darauf! – häufig in Deutschland statt. Zuletzt fand im
Willy-Brandt-Haus eine Veranstaltung zu den Themen
„Abrüstung“ und „nukleare Abrüstung“ zusammen mit
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dem Direktor der Internationalen Atomaufsichtsbehörde,
al-Baradei, statt. 

Wir diskutieren heute über den Jahresabrüstungsbe-
richt und dokumentieren damit zum 22. Mal in der Ge-
schichte der Republik die Anstrengungen der Bundesre-
gierung bei der Rüstungskontrolle, der Nichtverbreitung
und der Abrüstung. Zu Beginn der Vorlage der Abrüs-
tungsberichte stand natürlich die Situation in Deutsch-
land und in Europa – das habe ich vorhin angedeutet –
im Vordergrund. Die Bedrohung durch Massenvernich-
tungsmittel und Trägerraketen war für unser Land allge-
genwärtig. Heute stehen wir vor der Aufgabe, dem da-
mals gewählten und noch immer richtigen Ansatz von
multilateralen Verpflichtungen und Verträgen zu neuer
Geltung und Durchsetzungsstärke zu verhelfen. 

(Beifall bei der SPD)

Europa und insbesondere Deutschland stehen dabei
– das bekenne ich – in ganz besonderer Verantwortung.
Wir wollen die Gefahr eines nuklearen Wettlaufs auch in
anderen Weltregionen durch eine aktive Abrüstungspoli-
tik verhindern. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wie dringlich dies ist, zeigt der Atomtest in Nord-
korea, auf den ich schon zu Beginn meiner Rede hinge-
wiesen habe. Das nordkoreanische Regime verstößt mit
dieser Provokation eklatant gegen die Bestimmungen
des Nichtverbreitungsvertrages. Wie Sie wissen, bedeu-
tet die Zündung eines nuklearen Sprengkopfes, wie sie
nun stattgefunden hat, eine neue Eskalationsstufe. 

Deshalb unterstützen wir – ich bin froh, dass das auch
viele andere hier gesagt haben – die eindeutige und deut-
liche Antwort des Weltsicherheitsrats auf diesen unver-
antwortlichen Schritt; denn wir dürfen nicht wegsehen,
wenn Nordkorea auf diese Weise nicht nur den Frieden
in der Region gefährdet, sondern mit seinen Aktivitäten
der Welt geradezu einen neuen nuklearen Rüstungswett-
lauf aufzuzwingen versucht. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb lassen Sie uns auch von dieser Stelle noch ein-
mal das Regime in Pjöngjang dazu aufrufen, den Weg ei-
ner, wie ich finde, völlig sinnlosen Selbstisolation zu
verlassen, und dies nicht nur wegen des Rüstungswett-
laufs, sondern auch weil Nordkorea damit noch mehr
Armut und noch mehr Leid über die eigene Bevölkerung
bringt. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Indem ich das sage, bringe ich aber auch in Erinnerung,
dass in der Antwort des Weltsicherheitsrats ein Zweites
enthalten ist, nämlich auch die Aufforderung an Nord-
korea, im Rahmen der Sechsergespräche an den
Verhandlungstisch zurückzukehren. Wir unterstützen
ausdrücklich die schnelle Wiederaufnahme eines politi-

schen Dialogs, nicht nur weil ich ihn für richtig halte,
sondern auch weil ich ihn für alternativlos halte.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der FDP und der Abg.
Marieluise Beck [Bremen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Mit der gleichen Sorge, aber auch mit dem gleichen
Ziel haben wir uns in den Konflikt um das iranische
Atomprogramm eingeschaltet und Teheran zu einem
frühen Zeitpunkt in diesem Jahr, nämlich schon im Juni,
gemeinsam mit anderen ein sehr, sehr weit reichendes
Angebot zu Gesprächen und zu Verhandlungen gemacht.
Dabei ist auch Ihnen immer wieder offenbar geworden:
Wir sprechen Teheran eben nicht das Recht auf zivile
Nutzung von Atomenergie ab, aber wir wollen verhin-
dern, dass sich Teheran unter diesem Deckmantel eigene
Nuklearwaffen zulegt. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der
FDP sowie der Abg. Marieluise Beck [Bre-
men] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Deshalb besteht die Weltgemeinschaft auf einer interna-
tionalen Kontrolle des Atomprogramms. Deswegen
pochen wir auf eine Aussetzung der Urananreicherung
und deshalb muss Teheran den Nachweis liefern, dass
geheime Aktivitäten aus offensichtlich mehr als 18 Jah-
ren weder im Hauptzweck noch im Nebenzweck der
Entwicklung einer eigenen nuklearen Waffentechnologie
gedient haben. 

Die Auseinandersetzungen mit Nordkorea und dem
Iran offenbaren – viele andere haben es eben gesagt –
eine schleichende Erosion des Nichtverbreitungsver-
trages. Auch dieses Thema ist in der Weltpolitik in den
vergangenen Jahren zu Unrecht unter den Punkt „Ver-
schiedenes“ gerutscht. Manche hat es kaum beunruhigt,
dass die Überprüfungskonferenz des Nichtverbreitungs-
vertrages im Mai 2005 ohne jedes substanzielle Ergebnis
auseinander- und zu Ende gegangen ist. Ich will deshalb
für uns betonen: Wir müssen das Thema Abrüstung wie-
der oben auf die Tagesordnung setzen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg.
Dr. Werner Hoyer [FDP])

Für die Bundesregierung – das verspreche ich Ihnen –
bleibt es ein zentrales Anliegen, dass die nächste Über-
prüfungskonferenz im Jahr 2010 ein Erfolg wird. Herr
Mützenich hat darauf hingewiesen, dass die G 8 einen
Rahmen dazu bietet, die Arbeiten schon im nächsten
Jahr aufzunehmen. Arbeit gibt es reichlich. Erst 41 von
44 Staaten haben den umfassenden Kernteststoppvertrag
unterzeichnet. Sieben müssen noch ratifizieren, darunter
die wichtigsten. Die Arbeit in der Genfer Abrüstungs-
konferenz braucht frische Impulse. Auch die Abrüstung
der Kernwaffenstaaten und insbesondere die Abrüstung
der nuklearen Kurzstreckenraketen von Russland und
den USA müssen wieder auf den Tisch kommen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU)
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Zur Logik der Nichtverbreitung gehört aber auch,
dass wir glaubwürdige Angebote für die zivile Nutzung
der Kernenergie für solche machen, die sie nutzen wol-
len. Deshalb habe ich – dem einen oder anderen wird das
aufgefallen sein – vor wenigen Wochen einen Vorschlag
zur Multilateralisierung des nuklearen Brennstoffkreis-
laufs in die Diskussion gebracht, nicht etwa deshalb,
weil ich meinte, es gebe nicht genügend, sondern weil
ich der Meinung bin, dass jedenfalls auf Grundlage der
bisherigen Vorschläge kein Fortkommen zu erzielen war
und deshalb die Diskussion wieder neu angestoßen wer-
den muss. Es gab Reaktionen auf diesen Vorschlag: Sie
waren so ermutigend, dass wir diesen Weg weitergehen
werden.

Wir werden diesen Weg fortsetzen, auch wenn er, wie
ich weiß, lang, beschwerlich und dornenreich ist. Ob-
wohl das so ist, haben wir der Nuclear Suppliers Group
erst am Freitag der vergangenen Woche angeboten, dass
Deutschland zum ersten Mal in der Geschichte dieser
Gruppe ihren Vorsitz übernimmt. Nach Lage der Dinge
wird das etwa im Jahr 2008 der Fall sein. Damit will ich
Ihnen nur sagen, dass wir es mit unserem Engagement
für eine multilaterale Nichtverbreitung ernst meinen.
Wir sind bereit, auch dafür Verantwortung zu überneh-
men.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Mit einigen wenigen Worten muss ich einen zweiten
Komplex erwähnen: konventionelle Rüstungsgüter, ins-
besondere Kleinwaffen und Minen. Es handelt sich da-
bei um eine Kategorie von Waffen – ich habe es hier im
Hohen Hause schon einmal gesagt –, mit denen mehr
Menschen als mit den Waffen aller anderen Kategorien
zusammen umgebracht werden. Wie Sie wissen – es
wurde hier gesagt –, werden durch die massenhafte Ver-
breitung dieser Waffen Konflikte verschärft und wird die
Entwicklung in vielen Ländern destabilisiert. Deshalb
haben wir uns in diesem Bereich engagiert, vor allen
Dingen bei der Entschärfung von Minen. Die Bundesre-
gierung hat zum Beispiel mit dem Internationalen Kon-
versionszentrum Bonn und anderen Nichtregierungsor-
ganisationen, mit der GTZ und der Bundeswehr, Herr
Jung, dafür gesorgt, dass viele dieser Minen entschärft
werden. Dadurch wurde das Leben vieler Menschen
wieder sicherer gemacht. 

Wir werden bei diesem Engagement bleiben, etwa
wenn es um die Einführung von Standards für Antifahr-
zeugminen geht. Wir werden uns im Rahmen dieser An-
strengungen auch für ein völkerrechtlich verbindliches
Verbot von Streumunition einsetzen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie können sich darauf verlassen, dass unser Engage-
ment erhalten bleibt.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Dr. Werner Hoyer von

der FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Uta Zapf 
[SPD])

Dr. Werner Hoyer (FDP): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Nachdem meine Kollegin Elke Hoff, unsere abrüstungs-
politische Sprecherin, die wesentlichen Fragen der bei-
den Jahresabrüstungsberichte behandelt hat, möchte ich
jetzt auf das, was Minister Steinmeier und andere Red-
ner gesagt haben, eingehen und mich in meinem kurzen
Beitrag auf wenige Punkte beschränken.

Herr Steinmeier, es ist richtig: Ende der 80er-, Anfang
der 90er-Jahre war Abrüstungspolitik en vogue. Bei ei-
nem solchen Thema wäre dieses Haus voll gewesen und
man hätte sich danach gedrängt, in diesem Bereich
irgendeine Rolle zu spielen. Wer sich damals in den Ver-
teidigungsausschuss begeben hat, wurde eigentlich belä-
chelt, weil er eher als Aufrüster dargestellt wurde. Heute
spielt die Abrüstungspolitik offensichtlich keine so
große Rolle mehr. So schlimm die Themen sind, mit de-
nen wir uns gegenwärtig befassen müssen – Nordkorea,
Iran –: Vielleicht ist mit dieser Situation die Chance für
einen Neubeginn in der Abrüstungspolitik verbunden.

(Beifall des Abg. Gert Weisskirchen [Wies-
loch] [SPD])

Womöglich wird uns bewusst, dass Abrüstungspolitik
auch in Zeiten asymmetrischer Bedrohung einer Logik
folgen muss. Es war damals relativ einfach – ich aner-
kenne, was Ende der 80er-, Anfang der 90er-Jahre in der
Abrüstungspolitik geleistet worden ist –, weil man sich
in einem Gleichgewichtsdenken bewegen konnte.

Heute ist Abrüstungspolitik so schwierig, weil wir es
teilweise mit abstrakten, teilweise mit konkreten Bedro-
hungen zu tun haben, aber keine beidseitige Reduzie-
rung im Sinne einer Gleichgewichtspolitik betreiben
können. Deswegen muss man bei diesem Thema sehr
viel Mut, Konsequenz und Standhaftigkeit haben.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Dr. Rolf 
Mützenich [SPD])

Fast möchte ich selbstkritisch fragen: Was haben wir
versäumt? Darauf komme ich gleich zurück. 

Wichtig ist mir, vorweg zu sagen: Was die konkreten
Fälle angeht, müssen wir klarstellen, wer verantwortlich
ist. Für das, was im Iran oder in Nordkorea passiert,
sind die Regierungen im Iran und in Nordkorea und nie-
mand anders verantwortlich.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU sowie des Abg. Dr. Rolf Mützenich
[SPD])

Wenn wir uns selbstkritisch mit der Frage beschäftigen,
was wir machen können, um eine zukunftsorientierte
Abrüstungspolitik zu gestalten, dann entlässt das diese
Regierungen nicht aus ihrer Verantwortung. 



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 57. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 19. Oktober 2006 5479

(A) (C)

(B) (D)

Dr. Werner Hoyer

Es entlässt auch nicht diejenigen aus ihrer Verantwor-
tung, die jetzt über Sanktionen nachdenken und im
Zweifel darüber entscheiden. Ich glaube, wir sind an ei-
nem Punkt angekommen, der es in beiden Fällen nahe
legt, dieses Mittel nicht mehr auszuschließen. Aber wir
alle müssen wissen: Sanktionen wie Embargomaßnah-
men können nur funktionieren, wenn sie „dicht“ sind.
Dann darf es nicht schon am Anfang Relativierungen ge-
ben, wie wir sie jetzt seitens Chinas wieder gehört ha-
ben. 

Ich glaube, dass in China jetzt eine Schocksituation
eingetreten ist und deshalb vielleicht wirklich eine
Chance besteht, die chinesischen Kollegen beim Wort zu
nehmen. Uns als Obleuten des Auswärtigen Ausschusses
haben die chinesischen Kollegen vor wenigen Monaten
nachdrücklich gesagt, für wie realistisch und machbar
sie die diplomatische Lösung im Falle des Iran – aber
wahrscheinlich auch im Falle Nordkoreas – halten. Wir
müssen sie jetzt einmal zeigen lassen, was sie auf diesem
Gebiet können. Nur Nein zu sagen, das kann es bei die-
sem Thema wirklich nicht sein. 

(Beifall des Abg. Eckart von Klaeden [CDU/
CSU])

Zweitens. Ich halte es für völlig absurd, davon auszu-
gehen, dass sich die Vereinigten Staaten in direkte Ge-
spräche mit Nordkorea hineinbomben lassen. Insofern
ist das Verhalten Nordkoreas gerade im Zusammenhang
mit dem Anliegen, das Nordkorea verfolgt, kontrapro-
duktiv. 

Ich sehe aber auch das Dilemma, vor dem die Verei-
nigten Staaten stehen. Wenn man eine militärische
Option ausschließt, was ich tue und was übrigens auch
auf Südkorea zutrifft, dann gibt es entweder die Mög-
lichkeit, die Chance zu direkten Gesprächen nicht auszu-
schlagen, oder die Möglichkeit, sich endgültig damit ab-
zufinden, dass Nordkorea über Nuklearpotenzial und
über die entsprechenden Trägersysteme verfügt. 

Deshalb sollten wir uns im Westen Mut machen, wie-
der daran zu gehen, auf der Basis unserer eigenen Werte
und Überzeugungen Abrüstungspolitik zu betreiben. Die
Erosion der Regime in Osteuropa – teilweise schreckli-
cher Regime – ist nicht über eine konkrete militärische
Bedrohung, sondern über eine militärisch abgesicherte
Erosion von innen erfolgt. Darauf muss man auch im
Falle Nordkoreas auf Dauer setzen. Von daher sollte man
Gespräche nicht von vornherein ausschließen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der 
SPD)

Drittens. Ich kann mich nicht mit dem Gedanken ab-
finden, dass wir es, wenn der Iran und Nordkorea Erfolg
haben sollten, mit einer zweistelligen Zahl – sie reicht an
die 20 heran – von Atommächten zu tun haben werden;
mit der Perspektive, dass dann die Proliferation an nicht
staatliche Akteure nicht mehr wird verhindert werden
können. Deshalb muss jetzt hier mit einer neuen Politik
eine Grenze gezogen werden. Das erfordert aber ein hö-
heres Maß an Glaubwürdigkeit der jetzigen Atom-
mächte, und insbesondere der P 5. In diesem Kreise hat
es über Jahre in der Tat keine beherzte Abrüstungspolitik

gegeben. Vielmehr wird dort ständig über neue nukleare
Systeme philosophiert und es wird modernisiert. Deswe-
gen müssen wir auch gegenüber denjenigen, die überle-
gen, ob sie sich eine nukleare Option schaffen sollten,
Glaubwürdigkeit demonstrieren. Unseren Partnern in
Ost und West sollten wir entsprechend Mut machen. 

Herr Minister, ich freue mich, dass Sie den Vorsitz der
Nuclear Suppliers Group übernehmen. Das bedeutet
aber auch, dass Sie in der Nuclear Suppliers Group rich-
tig abstimmen müssen, wenn es um Indien geht. Ich be-
grüße sehr, dass der Kollege Mützenich für die SPD-
Fraktion gesagt hat: Es kann nicht sein, dass auf der
Grundlage der gegenwärtigen Bedingungen Deutschland
dem Nukleardeal zwischen den Vereinigten Staaten und
Indien zustimmt. 

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, es gibt – ich bin ein gna-
denloser Optimist – vielleicht eine Chance, die Abrüs-
tungspolitik wieder in Gang zu bringen. Ich freue mich,
dass Sie gesagt haben – wir haben Sie in diesem Jahr be-
reits mehrfach in Plenardebatten dieses Hauses dazu auf-
gefordert –, dass Sie die Abrüstungspolitik für die Bun-
desregierung ganz oben auf die Tagesordnung Ihrer
Politik setzen werden. Sie werden dabei unsere Unter-
stützung haben. Das wird ein schwerer Weg sein, und
zwar deshalb, weil die intellektuelle Herausforderung,
vor der wir stehen, wenn wir über Abrüstung bei asym-
metrischer Bedrohung reden, sehr viel Musik enthält.
Wir werden Sie nach Kräften unterstützen. Ich hoffe,
dass wir bald Taten sehen werden; übrigens auch des-
halb, weil Deutschland in der Völkergemeinschaft und
insbesondere in Europa eine ganz wichtige Rolle spielt,
da wir ein für alle Mal auf Atomwaffen verzichtet haben.
In Europa und darüber hinaus gibt es viele Länder, die
ebenfalls der Meinung sind, dass eine gute Zukunft und
ein großer Einfluss in der Weltpolitik auch dann möglich
sind, wenn man nicht über Atomwaffen verfügt. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herzlichen Dank. – Das Wort hat jetzt der Kollege

Karl-Theodor Freiherr zu Guttenberg von der CDU/
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Karl-Theodor Freiherr zu Guttenberg (CDU/
CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Fast alles, was der Kollege Hoyer gesagt hat, ist
zu unterschreiben bzw. zu unterstreichen. Es ist wenig
hinzuzufügen. Trotzdem werde ich sicherlich noch ei-
nige Punkte finden. 

Herr Bundesaußenminister, wir begrüßen ausdrück-
lich den Stellenwert, den Sie der Rüstungskontrolle jetzt
einräumen und zukünftig einräumen wollen. Dieser Stel-
lenwert spiegelt sich in dem sicherlich ehrgeizigen An-
satz wider, was die nächste Überprüfungskonferenz
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anbelangt, und in dem ehrgeizigen Ansatz, bei beiden
Präsidentschaften – ich glaube, dass sich hier eine Ver-
zahnung finden lässt – die Rüstungskontrolle ganz oben
auf die Tagesordnung zu setzen. Wir werden das unter-
stützen. Wir halten das für den richtigen Ansatz. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Debatte, die wir heute führen, ist außerordentlich
vielschichtig. Daher müssen wir uns davor hüten, mit
einseitigen Schuldzuweisungen zu arbeiten. Die Viel-
schichtigkeit zeigt sich beispielsweise in den Diskussio-
nen, die wir im Unterausschuss führen. Herr Kollege
Schäfer, ich glaube, wir müssen sehr aufpassen, dass wir
bezüglich gewissen Partnern und Bündnissen nicht einen
Zungenschlag in die Diskussion bekommen, der in mei-
nen Augen wenig hilfreich wäre. Sie haben die NATO
genannt. Wenn in der Diskussion der Zungenschlag üb-
rig bliebe, dass die NATO ein Faktor der Unsicherheit
wäre, dann wäre das – bei allem Reformbedarf – sicher-
lich falsch und ließe vergessen, welche Beiträge die
NATO in den vergangenen Jahren für unsere Sicherheit
und für die Stabilität in Europa geleistet hat und auch
heute noch leistet.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Rüstungskontrolle befindet sich – das ist heute in
allen Beiträgen angeklungen – in einer Krise. Herr Bun-
desaußenminister, Sie haben sogar von „Erosion“ ge-
sprochen. Symptomatisch für diesen Befund ist mit
Sicherheit der derzeitige Zustand des Nichtverbreitungs-
vertrages. Für uns muss entscheidend sein, dass der Ein-
druck, der gerade vor dem Hintergrund der Situation in
Nordkorea und im Iran derzeit entsteht, dass Dreistigkeit
und Unverschämtheit siegen würden, niemals Maßstab
einer zielführenden Rüstungskontrollpolitik für uns sein
kann. Wir müssen diesem Eindruck entgegenwirken,
meine Damen und Herren.

Nun könnte man meinen, dass es der Alarm- und
Weckrufe in dieser und in vergangener Zeit genug gege-
ben habe. Allerdings scheinen sich einige internationale
Mitspieler noch ganz bewusst im Dornröschenschlaf be-
finden zu wollen. Manches Dornröschen mit Mundge-
ruch küsst man auch ungern wach. Das gilt sicherlich
auch für uns. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Michael Glos [CDU/CSU]: Das ist wahr! –
Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Ein sehr
schönes Bild!)

Das mag eine etwas harte Metapher sein,

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Die ist gut! 
Aus dem Leben gegriffen!)

aber sie spiegelt wider, vor welchen Defiziten und vor
welchen Paradoxa wir in dieser Thematik letztlich ste-
hen. Die Mängel des Nichtverbreitungsvertrages sind
uns seit Jahren hinlänglich bekannt. Die fehlende Uni-
versalität ist letztlich nur paradigmatisch für viele andere
Dinge, die wir herausgreifen können und sollten. Ge-
schehen ist letztlich wenig, zu wenig. Daher ist die Über-
prüfungskonferenz sicher der richtige nächste Schritt.

Was wäre zu tun? An sich ist mit den neuen Konflikt-
herden – wir spüren das heute Morgen – auch eine neue
Diskussionsdynamik gewonnen. Das ist wahrscheinlich
der einzige positive Schluss, den wir angesichts des ins-
gesamt verheerenden Bildes ziehen können. Die Beglei-
tung dieser Dynamik dürfen wir aber nicht allein den
Medien überlassen; auch wir hier in diesem Hause müs-
sen sie aufgreifen – die heutige Tagesordnung spiegelt
das schon wider –, substanziell unterfüttern und ohne
einseitige Schuldzuweisungen mit unseren Partnern fort-
entwickeln. Insofern können wir sicherlich aus den ge-
scheiterten Konferenzen der vergangenen Jahre lernen.
Manchmal ist der Lerneffekt auch ein guter, der in die
Zukunft hineinzureichen weiß.

In meinen Augen wäre auch eine Ausbalancierung
der Prozesse – zum einen Nichtverbreitung und zum an-
deren Abrüstung – geboten. Kollege Mützenich hat da-
rauf hingewiesen. Angesichts der heute gegebenen Ver-
netzungen der asymmetrischen Komplexe neigen wir
noch dazu, in allzu starren, hergebrachten Mustern zu
denken. Ich glaube, wir müssen uns vom noch herr-
schenden Kastendenken verabschieden und kreativ neue
Wege aufzeigen, um die Ausbalancierung herzustellen.
Wir müssen aber auch differenzieren: So sehr aus nu-
klear aufgerüsteten Staaten Proliferationsrisiken ent-
stehen können, so wenig wird aus der Umkehrung eine
zwangsläufige Logik. Sie haben auf den Punkt der Logik
hingewiesen, Kollege Hoyer. Wir dürfen daher nicht ver-
kürzt argumentieren, sondern sollten zur Kenntnis neh-
men, dass sich nukleare Proliferation kaum durch hun-
dertprozentige Abrüstungsbereitschaft der existierenden
Nuklearmächte vermeiden oder aufhalten lässt. Diesen
Punkt muss man immer wieder zur Sprache bringen. Das
heißt nicht, dass wir dem Ziel der völligen Abrüstung
von Nuklearwaffen nicht verpflichtet bleiben müssen
– das haben wir im Koalitionsvertrag ja auch entspre-
chend festgehalten –, sondern dass wir darauf achten
müssen, dass Hypothesen und Realitäten sich nicht in
gefährlicher Weise innerhalb der Argumentationsketten
vermengen.

Ich bezweifle leider, dass dem nordkoreanischen und
iranischen Streben nach Atomwaffen durch entspre-
chende Abrüstungsschritte des Westens tatsächlich Ein-
halt geboten werden könnte. Das sind zwei völlig unter-
schiedliche Ebenen, die wir zu behandeln haben. Das ist
bedauerlich und soll auch nicht falsch verstanden wer-
den: Abrüstung ist dringend geboten. Doch man würde
es sich allzu leicht machen, lediglich isoliert vorzuge-
hen. Wer glaubt, unsere Sicherheit würde sich sprung-
haft erhöhen, wenn der Westen als solcher auf die Atom-
waffen verzichten würde, der erliegt einer Illusion,
insbesondere solange wir Staaten wie Syrien und Iran
gegenüberstehen, die sich anderen Kontrollregimes nicht
verpflichtet fühlen; beispielhaft sei das Chemiewaffen-
übereinkommen oder das Biowaffenübereinkommen ge-
nannt. Es ist eine hochkomplexe Angelegenheit mit un-
terschiedlichen Schichten, in der man nicht zu brachial
argumentieren sollte. Das soll nicht heißen, dass gewisse
Zeichen bestimmter uns partnerschaftlich verbundener
Staaten im gesamten Abrüstungsbereich mit Blick auf
faktisch oder möglicherweise auch bündnispolitisch
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nicht mehr benötigte Systeme und Waffen nicht wün-
schenswert wären. Das darf man ansprechen und das
sollte man auch in der entsprechenden Form ansprechen.

Es genügt natürlich nicht, gebetsmühlenartig immer
nur die Vereinigten Staaten zu nennen. Man sollte in die-
sem Kontext mit derselben Vehemenz, vielleicht mit ei-
ner noch größeren Vehemenz, auch einmal Russland be-
nennen.

(Jörg van Essen [FDP]: Sehr richtig!)

Heute ist auch auf Presidential Declarations oder Initia-
tives hingewiesen worden, die es im Jahr 1991 gab. Da
ist herzlich wenig geschehen. Auch Russland muss hier
in die Pflicht genommen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP)

Ein Zweites; auch das ist ein sehr komplexer Ansatz.
Es gilt in meinen Augen eine Politik zu entwickeln, die
sich zielführend mit dem zu Recht und zu Unrecht erho-
benen Vorwurf der doppelten Standards auseinander
setzt. Das ist mittlerweile ein wechselseitig, und zwar
mit enormer Dynamik, erhobener Vorwurf. Es ist fast
eine Double-standards-Kultur entstanden, die wir nut-
zen, wann immer es uns wunderbar passt, gerade auch
im wirtschaftlichen Sinne, Herr Bundesminister. Bei-
spielhaft sei hier die Debatte über das US-indische Nu-
klearabkommen – das ist heute schon angeklungen – ge-
nannt. Das ist eine außerordentlich schwierige Thematik,
die mit allen Schattierungen gesehen werden muss. Wir
dürfen diese Debatte nicht verkürzen. Man hat aber gele-
gentlich den Eindruck, dass mittlerweile die USA und
nicht Nordkorea oder Iran als hauptverantwortlich für
den Niedergang des Nichtverbreitungsregimes angese-
hen werden. Dazu wird dieses Abkommen jetzt gern he-
rangezogen. Es wird auch ernsthaft argumentiert, dass
sich Iran und Nordkorea durch das Abkommen erst er-
mutigt gefühlt hätten, nach Atomwaffen zu streben. Das
ist – das muss klar festgestellt werden – barer Unsinn.

Dem Willen der internationalen Gemeinschaft läuft
das Verhalten Teherans und Pjöngjangs selbstverständ-
lich entgegen. Aber dass dem US-indischen Abkommen
diesbezüglich eine Ursächlichkeit zugesprochen wird,
dem müssen wir einen Riegel vorschieben; denn das
nutzt in der Gesamtdebatte, die wir gerade führen, nun
wirklich niemandem. Das Abkommen zwischen den
USA und Indien ist im Hinblick auf diese beiden Pro-
blemkreise weniger das Problem. Es ist natürlich para-
digmatisch für all die bekannten Schwächen des Nicht-
verbreitungsvertrages. Frau Zapf, das ist etwas, was Sie
mit großer Vehemenz und mit großer Verve bearbeiten.
Ich nehme an, dass Sie uns heute noch einige Punkte
nennen werden, die wir hier beachten müssen und in Zu-
kunft beachten werden.

Die Verhandlungen laufen noch, was dieses Abkom-
men anbelangt. Vielleicht wäre es auch einmal geboten,
bei uns von parlamentarischer Seite auf die Kontakte zu-
rückzugreifen, die beispielsweise zum amerikanischen
Senat bestehen. Weil gern so platt mit Schuldzuweisun-
gen gearbeitet wird, will ich einmal sagen: In den USA
findet eine wirklich kontroverse Auseinandersetzung ge-

rade im Senat statt. Das ist etwas, was wir positiv auf-
greifen sollten. Da sollten wir nicht immer mit der fla-
chen Hand über den Tisch fahren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

Zuletzt zum Iran. Ich bin für das dankbar, was der
Bundesaußenminister genannt hat. Ich möchte in diesem
Rahmen Folgendes sagen: Es sind schwierige und
manchmal fast dilemmatisch geprägte Verhandlungs-
züge, in denen man sich hier befindet. Die Bundesregie-
rung hat in den vergangenen Monaten auf dem Gebiet
kreativ verantwortungsvoll gehandelt und verhandelt.
Das verdient auch einmal den Dank dieses Hauses. Was
hier zu leisten war, war nicht einfach. Es wurden viele
Impulse gesetzt – das muss man wirklich sagen – und
die Bundesregierung verhält sich hier entsprechend.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD –
Dr. Werner Hoyer [FDP]: Dank an Michael
Schaefer!)

– Michael Schaefer ist in der Tat einer, der hier an der
Spitze zu nennen ist, mit Sicherheit, Herr Kollege Hoyer.

Es wäre zu wünschen, dass all das, was heute ange-
klungen ist, keine Eintagsfliege bleibt – zurzeit stehen
wir ja unter dem Eindruck der Probleme Nordkorea und
Iran –, dass dieser Tagesordnungspunkt so prominent be-
setzt bleibt und Kohärenz mit anderen Themenfeldern
findet. Herr Bundesaußenminister, unsere Unterstüt-
zung haben Sie, wenn Sie es in den kommenden Jahren
so hoch auf der Tagesordnung ansetzen. Ich danke Ihnen
allen dafür, dass Sie sich mit dieser Thematik entspre-
chend befassen. Hier liegt viel vor uns. Es sind kom-
plexe Themenfelder.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Jürgen Trittin von

Bündnis 90/Die Grünen.

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist of-

fenkundig: Die Nordkoreakrise offenbart auch die Krise
der Abrüstungspolitik. Israel, Indien und Pakistan ist
es gelungen, sich in den Besitz von Atomwaffen zu brin-
gen, Nordkorea ist dabei und wir haben die schlimme
Vermutung, dass Iran Ähnliches betreibt.

Herr von Guttenberg, Sie haben hier gesagt, wir
müssten vermeiden, dass Dreistigkeit belohnt wird.
Diese Forderung kommt – ich muss das sagen – leider zu
spät. Schauen Sie sich die Reaktionen auf die Dreistig-
keit von Indien und Pakistan an! Beide Staaten werden
heute mit Waffen bezahlt; alle Diskussionen über Em-
bargos usw. sind beendet worden. Das ist der Haupt-
grund, warum wir zu dem US-indischen Atomdeal so
kritisch stehen; denn genau das ist die Botschaft, die von
dieser Vereinbarung ausgeht: dass Dreistigkeit beim Zu-
griff auf Atomwaffen belohnt wird.
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Man kann sich da auch nicht hinter Herrn Baradei
verstecken; er hat das ebenfalls konditioniert. Herr Bun-
desaußenminister, meinen Sie das, was Sie hier gesagt
haben, ernst? Sie sagen, wir könnten an Indien kein Nu-
klearmaterial liefern, wenn es nicht den Teststoppvertrag
unterschrieben hat; wir könnten das nur tun, wenn wir es
schaffen, Ihren richtigen Vorschlag der Multilateralisie-
rung des nuklearen Brennstoffkreislaufes umzusetzen. –
Ich kann Ihnen sagen, wie Sie sich in den nächsten Jah-
ren aller Voraussicht nach in der Nuclear Suppliers
Group verhalten müssen, wenn Sie diese Bedingungen
ernst nehmen, Herr Bundesaußenminister: Sie werden
Nein sagen müssen an dieser Stelle. Sie werden sich ge-
nau so verhalten müssen, wie wir als Grüne das hier be-
antragt haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich glaube, dass es richtig ist, an dieser Stelle Nein zu
sagen; denn eine Welt, in der 15, 20 oder mehr Staaten
über Nuklearwaffen und die entsprechende Technologie
verfügen, was dazu führt, dass wir uns mit möglicher il-
legaler, halblegaler oder auch legaler Lieferung von sol-
cher Technologie an Verbrecher, an Terroristen auseinan-
der zu setzen haben, können wir uns, glaube ich, nur sehr
schwer vorstellen.

Ich habe immer gesagt, dass – da sind wir vielleicht
sogar einer Meinung – es vernünftig wäre, insgesamt auf
die Nutzung der Kernenergie zu verzichten. Das ist der
beste Schutz vor Proliferation. Aber wenn Sie diesen
besten Schutz nicht weltweit realisieren können, dann ist
es notwendig, die Fragen der Anreicherung und der Wie-
deraufarbeitung einem konsequenten multilateralen Re-
gime zu unterstellen. Da stimme ich Ihnen ausdrücklich
zu. Aber dieses multilaterale Regime wird nur dann er-
folgreich sein, wenn es kein einseitiges ist, wenn es eines
ist, das auch uns hier in Deutschland und ebenso die
USA, Russland, Frankreich und alle anderen betroffenen
Staaten entsprechend bindet und einbindet. Nur dann
wird es ein glaubwürdiges und belastbares Regime sein,
das die Verbreitung von solchen Technologien, die eben
auch für kriegerische Zwecke zu nutzen sind, tatsächlich
unterbinden kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bezüglich der heute Atomwaffen besitzenden Mächte
will ich hier nicht über Schuld und Ähnliches lange strei-
ten, Herr von Guttenberg. Sie haben Recht, die aktuell
größte Bedrohung ist die, die von Nordkorea ausgeht;
das ist richtig. Aber Sie können doch nicht in Abrede
stellen, dass die permanente Weigerung, nuklear abzu-
rüsten – Russlands, Chinas, der USA, Großbritanniens,
Frankreichs, also all derjenigen, die diese Waffen besit-
zen –, eine der Hauptursachen gewesen ist, dass es bei
der Nichtverbreitungskonferenz nicht zu einem Ergebnis
gekommen ist. Auch das dürfen wir in einer solchen De-
batte nicht verschweigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
des Abg. Klaus Uwe Benneter [SPD])

Ich füge hinzu: Man muss sich gelegentlich an die ei-
gene Nase fassen. Es kann nicht sein, dass in der Debatte
in dieser Woche über die Frage der Abrüstung gespro-

chen wird – was richtig ist, Herr Bundesaußenminister –,
aber uns in der nächsten Woche der Bundesverteidi-
gungsminister den Entwurf eines Weißbuchs, abgeseg-
net durch einen Kabinettsbeschluss, präsentiert. Ich
möchte gerne einmal wissen, lieber Herr Jung und lieber
Herr Steinmeier: Findet sich auch nach dem Kabinetts-
beschluss der Satz, der noch im Entwurf des Weißbuchs
enthalten ist, wieder, nämlich dass für eine glaubhafte
Abschreckung die nukleare Drohung nach wie vor un-
verzichtbar ist? Das heißt, Sie bedienen selber die Logik
derjenigen, die heute nach Atomwaffen greifen. Deshalb
sage ich: Kehren Sie vor der eigenen Haustür!

(Beifall bei der LINKEN)

Sorgen Sie dafür, dass dieser Satz bis zur nächsten Wo-
che aus dem Weißbuch gestrichen wird!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Wenn wir über Abrüstung reden, dann müssen wir
auch und gerade den Bereich der konventionellen Waf-
fen einbeziehen. Ich glaube übrigens, dass es im Deut-
schen Bundestag für weitergehende Schritte – damit
meine ich nicht nur den Verzicht auf nukleare Teilhabe
Deutschlands – wie die wirksame Begrenzung von
Kleinwaffen und ein Verbot von Antifahrzeugminen
oder von Streumunition eine breite Mehrheit gibt. Aber
diese breite Mehrheit zeigt sich angesichts der Vereinba-
rungen der großen Koalition im Deutschen Bundestag
nicht. Das steht im krassen Gegensatz zu dem, was bei-
spielsweise der Vorsitzende der Sozialdemokratischen
Partei, Kurt Beck, auf einer gemeinsamen Veranstaltung
mit dem Bundesaußenminister geklärt hat. Er hat näm-
lich gefordert, die Frage der Abrüstung nachdrücklich
auf die Tagesordnung zu setzen. 

Wir hätten uns gefreut, wenn angesichts des Besuchs
von Hans Blix nächste Woche anlässlich der Vorstellung
seines Berichts Deutschland seine Absicht bekunden
würde, im Bereich der Abrüstung die eine oder andere
Initiative, die sich im Bericht findet, zu unterstützen.
Aber wenn wir uns gerade die Bereiche Kleinwaffen
und Streumunition ansehen, dann muss man sagen,
dass auf diesem Feld, lieber Herr Kollege Mützenich,
erst einmal gar nichts passiert.

Ich darf in diesem Zusammenhang auf folgenden
Punkt hinweisen: Gestern erst hat der Menschenrechts-
ausschuss unseren Antrag zum effektiven Regime über
Kleinwaffen abgelehnt. Der Knackpunkt, warum er ab-
gelehnt wurde, war, dass nicht nur illegale, sondern eben
auch legale Exporte und die entsprechende Munition un-
ter ein solches Regime gestellt werden sollten. Ich finde
es nicht glaubwürdig, auf Konferenzen der Friedrich-
Ebert-Stiftung für Abrüstung zu plädieren und gleichzei-
tig solche Anträge im Deutschen Bundestag abzulehnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will diese kritische Betrachtung für den Bereich
der Streubomben fortsetzen. Ich habe hier mit großem
Interesse die Aussagen des Bundesaußenministers über
ein Verbot von Streubomben gehört. Schauen wir uns die
Debatten dieser Tage im Bundestag an, dann muss man
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sagen, dass das, was Union und SPD miteinander verein-
baren konnten – ich will Ihnen unterstellen, dass Sie ei-
gentlich etwas anderes wollten; aber Sie konnten nur das
vereinbaren –, in dem schönen Satz gipfelte, man wolle
die „gefährliche Streumunition verbieten“. Mir ist neu,
dass es auch ungefährliche Streumunition gibt.

Es ist völlig egal – das können Sie zurzeit im Libanon
sehen –, ob in einem Cluster von Streubomben 10, 30
oder 40 Prozent der Munition nicht explodieren. Es ist
egal, ob 50 oder 500 Pellets zum Beispiel in einer Plan-
tage liegen. In jedem Fall kann diese Plantage nicht
mehr betreten und nicht mehr bewirtschaftet werden. Ein
einziges dieser Pellets reicht aus, um ein Kind zu einem
Invaliden zu machen oder sogar zu töten. 

Deswegen sage ich Ihnen: An dieser Stelle können
Sie nicht einen solch halbseidenen und inkonsequenten
Kurs fahren. Diese Munition darf insgesamt nicht akzep-
tiert werden. Es ist eine Tatsache, dass die gleiche Muni-
tion, die jetzt im Libanon zu finden ist und täglich zu To-
desfällen führt, im Besitz unserer Bundeswehr ist. Die
Bundeswehr sollte diese Munition in eine geordnete Ent-
sorgung überführen. Wir dürfen solche Waffen nicht be-
sitzen. Das bedeutet, Abrüstung in unserem Lande
durchzuführen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist viel von den 80er-Jahren die Rede gewesen. Ich
will Sie an eine Lehre aus den 80er-Jahren erinnern.
Es gab damals immer das Bestreben, nur dann abzurüs-
ten, wenn die andere Seite etwas tut. Da galt das Motto:
Wer sich zuerst bewegt, hat verloren. Die Friedensbewe-
gung hat dem eine ganz einfache Erkenntnis entgegenge-
setzt: Abrüstung beginnt immer bei einem selber. Abrüs-
tung beginnt dadurch, dass wir konsequent auf eine
nukleare Teilhabe verzichten. Abrüstung beginnt bei der
Forderung, Kleinwaffen einem internationalen Regime
zu unterwerfen. Abrüstung beginnt, wenn wir sagen: Wir
wollen, dass Streumunition verboten wird. Wir wollen
solche Waffen nicht mehr besitzen. – Das ist glaubwür-
dige Abrüstungspolitik. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt die Kollegin Uta Zapf von der

SPD-Fraktion.

Uta Zapf (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Kollege Trittin, ich fühle mich, obwohl ich das eigent-
lich nicht wollte, bemüßigt, ein Wort zu Ihrer Kritik an
unserem Antrag zur Streumunition zu sagen. Sie sind
lange genug in der Politik, um zu wissen, wie schwierig
es in dem gesamten Prozess um Antipersonenminen und
andere Minenarten war, Fortschritte zu erreichen. Das-
selbe gilt für die Streumunition. Ich finde, dass der
Schritt-für-Schritt-Ansatz im Hinblick auf die Aussteue-
rung einer ganzen Kategorie von Streubomben und den
Auftrag an die Bundesregierung, entsprechend zu ver-
handeln, den wir formuliert haben, schon einmal ein

Fortschritt ist. Wir sollten verfolgen, wie es in Bezug auf
die internationalen Abkommen weitergeht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich will nun etwas tun, was heute eigentlich ange-
bracht gewesen wäre und immer gemacht wurde, heute
aber in der Agitation über die weltpolitische Situation
vergessen wurde, nämlich ganz herzlich für die Vorlage
der Abrüstungsberichte – jeweils für die Jahre 2004 und
2005 können wir einen entgegennehmen – zu danken. Es
sind hervorragende Berichte.

(Beifall bei der SPD)

Dies ist eine gute Arbeitsgrundlage. Man sollte auch
während des Jahres immer wieder einmal in den jeweili-
gen Bericht schauen, wenn man Initiativen in Gang set-
zen will. Auch für die gute Zusammenarbeit mit dem
Auswärtigen Amt möchte ich danken.

Zur allgemeinen Situation, zu der Aufgabe, die wir
haben, ist schon in vielen Reden etwas gesagt worden.
Deshalb werde ich versuchen, mein Konzept etwas zu-
sammenzustreichen und auf ein paar wichtige Punkte
einzugehen, die noch erwähnt werden sollten. Wir haben
konstatiert, dass der Zeitpunkt des 9. Oktobers 2006,
10.36 Uhr, der Todesstoß für das Nichtverbreitungs-
regime gewesen sein könnte. Wir haben festgestellt, wo
überall es in den letzten Jahren Rückschritte in der
Nichtverbreitungspolitik gegeben hat. Wir haben auch
festgestellt, dass dies ein Anlass für uns ist, der Abrüs-
tungspolitik einen neuen Schub zu geben, Impulse zu
setzen und miteinander darüber zu beraten, was gemacht
werden muss. 

Die Situation ist doch so, dass der für die Nichtver-
breitungspolitik so wichtige 13-Punkte-Aktionsplan
nach dem Jahre 2000, in dem dieser von der Überprü-
fungskonferenz verabschiedet worden ist, in keiner
Weise umgesetzt worden ist. Deshalb plädiere ich dafür,
noch einmal zu schauen, was für uns die wichtigsten An-
satzpunkte für unsere Nonproliferationspolitik sind.
Wenn wir den 13-Punkte-Aktionsplan noch einmal be-
trachten, dann können wir vielleicht ein paar Ansatz-
punkte herausfiltern.

Kollege von Guttenberg, wir machen keine Schuldzu-
weisungen. Aber wir müssen bei der Analyse sauber sein
und hinterfragen, warum bestimmte Dinge schief gelau-
fen sind. Es gibt – darauf werde ich gleich noch einmal
zurückkommen – Doppelstandards. Wir müssen aber
auch konstatieren, dass diese 13 Punkte, die damals –
auch in diesem Hause – breiter Konsens waren, nicht
eingelöst worden sind und es dafür Verantwortliche gibt. 

Als Erstes nenne ich den Atomteststoppvertrag. Er
wurde von den Amerikanern signiert, nicht ratifiziert
und wird jetzt infrage gestellt. Deshalb wird ein ganz
wichtiger Eckstein der zukünftigen Nichtproliferations-
politik nicht weiter ausgebaut. 

Das Zweite ist das Cut-off-Abkommen. Wenn es uns
nicht gelingt, ein Verbot der Produktion waffenfähigen
Nuklearmaterials zu erreichen, werden wir der Prolifera-
tion nicht genügend entgegenzusetzen haben.
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Ein weiterer Punkt – er wurde schon erwähnt – sind
die Sicherheitsgarantien. Ich glaube, dass es für ganz
viele Nichtnuklearstaaten von äußerster Wichtigkeit ist,
die Zusicherung zu bekommen, nicht nuklear angegrif-
fen zu werden, wenn sie selbst keine Nuklearwaffen ha-
ben. Diese Sicherheit haben sie aber nicht. 

Der Konsens ist auch – das muss man einmal sagen –
aufgrund von Entscheidungen der Kernwaffenstaaten
zerbrochen. Das ist keine Schuldzuweisung, sondern
eine Erinnerung an die Verantwortung der Kernwaffen-
staaten. Sie haben ihre Arsenale verändert, weiterent-
wickelt und neue Kategorien entwickelt. Dadurch
drohen Kernwaffen mehr und mehr zu Kriegsführungs-
waffen zu werden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich einen letzten
Punkt anführen. Wir müssen feststellen – ich sage das
ganz vorsichtig –, dass sich die Nuklearstrategien in
Richtung Kriegsführungsstrategien mit Nuklearwaffen
zu entwickeln drohen. Auch das trägt dazu bei, dass es
Länder gibt, die sagen: Vielleicht wäre es doch ganz nett,
über Nuklearwaffen als Abschreckungspotenzial zu ver-
fügen.

Das Ausscheren von Nordkorea und Iran aus dem
Nonproliferationsregime ist hier ausreichend dokumen-
tiert und kommentiert worden. Ich will, provoziert durch
meinen Kollegen zu Guttenberg und das, was Frau Hoff
zum Indien-USA-Nuklearabkommen gesagt hat, ein
paar Worte sagen. Ich mache mir große Sorgen. Ich
glaube, dass wir in diesem Hohen Hause zu einem Kon-
sens kommen und unserer Regierung einen Auftrag er-
teilen müssen. Das gilt insbesondere, wenn diese Regie-
rung in der Nuclear Suppliers Group eine Rolle spielen
will. 

Herr von Klaeden, ich teile Ihre Auffassung nicht,
dass Herr al-Baradei Recht hat, wenn er sagt: Das ist ein
gutes Abkommen, es führt Indien an das Nonprolifera-
tionsregime heran. Das wird das Abkommen in der vor-
liegenden Form nicht leisten können. Das Abkommen
wird sicherlich für die Umwelt, die Energiepolitik und
alles mögliche andere gut sein. Auch das sind Punkte,
die al-Baradei genannt hat. Es wird Indien aber nicht an
das Nonproliferationsregime heranführen. 

Ich will einige Punkte anführen, die meines Erachtens
für eine Zustimmung in der Nuclear Suppliers Group
notwendig wären. Ob wir uns hier auf alle Punkte eini-
gen können, weiß ich nicht. Ich habe versucht, zusam-
menzufassen, was uns einigermaßen aus der Zwick-
mühle herausbringen könnte. 

Der erste Punkt wurde schon erwähnt: Zeichnung und
möglichst Ratifizierung des Atomteststoppvertrages. In-
dien hat gesagt: Wir werden nicht testen. Es hat aber eine
Klausel eingefügt, nach der es doch testen kann, wenn es
meint, das tun zu müssen. Mein Vorschlag geht darüber
hinaus. Die Zeichnung und Ratifizierung wären also auf
alle Fälle gut. 

Zweitens: Produktionsstopp von waffenfähigem
Spaltmaterial. Alle Nuklearstaaten haben sich dazu ver-
pflichtet. Alle, inklusive China, halten sich daran. Des-

wegen werden wir das auch von Indien, das sich dem
bisher schlicht verweigert, verlangen müssen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und der LINKEN) 

Das ist ein ganz wichtiger Punkt. Denn sonst passiert
das, was viele Analysten befürchtet haben, nämlich dass
dadurch, dass wir Brennstoff für die zivilen Reaktoren
liefern, die unter der Inspektion der IAEA stehen, ande-
res Material zur Produktion von waffenfähigem Material
frei wird und damit das indische Atomprogramm auf-
wächst, so, wie Indien es ganz offen verkündet hat. Das
muss verhindert werden.

Dann müssen mit der IAEA Full-Scope-Safeguard-
Abkommen getroffen und ein Zusatzprotokoll abge-
schlossen werden. Wir müssen darauf dringen, dass eine
Deckelung des Nuklearwaffenarsenals auf dem heutigen
Stand stattfindet. Denn sonst findet tatsächlich ein Auf-
wuchs statt und Indien würde sozusagen als Kernwaffen-
staat legitimiert.

Wir müssen Restriktionen bei den Lieferungen der
Nukleartechnologie und des -materials vornehmen. Das
heißt, dass wir keine Anreicherungs- und Wiederaufbe-
reitungstechnologie und keine Schwerwassertechnologie
liefern dürfen. Das hat übrigens der Kongress in seiner
Resolution selber so formuliert. 

(Dr. Werner Hoyer [FDP]: So ist es!)

Das ist sehr hilfreich.

Wir müssen darauf dringen, dass eine Endverbleibs-
klausel eingeführt wird, dass also gelieferte Nuklear-
technik und -material nicht an Dritte weitergereicht wer-
den dürfen. Wir müssen für den Fall, dass Indien einen
Atomtest durchführt, den Stopp der Kooperation und al-
ler Lieferungen verlangen. Das lehnen die Inder voller
Empörung ab. Das verstehe ich nicht. Wir müssen auch
dafür sorgen, dass Indien seinerseits die restriktiven Ex-
portgesetze für die Weitergabe von Technologien über-
nimmt. Das hat Indien nicht immer eingehalten. Es hat
keinen sauberen Rekord hinsichtlich der Nichtverbrei-
tung. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Frau Zapf, bedenken Sie bitte Ihre Redezeit.

Uta Zapf (SPD): 
Ich bin sofort fertig.

Es gibt eine viel beklagte und von den USA sanktio-
nierte Zusammenarbeit mit dem Iran, in deren Rahmen
Materialien geliefert worden sind, die eigentlich auf der
Sanktionsliste der Amerikaner stehen. Auch das muss
ein Gesichtspunkt sein. 

Ich habe nach dieser Debatte ein bisschen Hoffnung
– das ist mein letzter Satz –, dass wir gerade in dieser
wichtigen Frage zu einem Konsens kommen und dass es
uns vielleicht gelingt, mit dem Ansatz, der hier von Frau
Hoff, von mir und von anderen vorgetragen wurde, einen
überfraktionellen Antrag zu stellen. Herr zu Guttenberg,
ich zähle auf Sie. 
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Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Frau Zapf, bitte!

Uta Zapf (SPD): 
Ich bin fertig. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Sie haben eine Hustenzeitzulage bekommen. Anders

ist die Überschreitung der Redezeit nicht zu begründen. 

(Uta Zapf [SPD]: Ich danke Ihnen!)

Als letzter Redner zu diesem Tagesordnungspunkt hat
das Wort der Kollege Robert Hochbaum von der CDU/
CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Robert Hochbaum (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Wir führen heute die Debatte über die Jahres-
abrüstungsberichte 2004 und 2005. Auch wenn zeitlich
gesehen in diesen Berichten eine nachträgliche Betrach-
tung vorgenommen wird, so steht die Thematik – das ha-
ben wir heute schon sehr oft gehört – gerade in diesen
Tagen ganz weit oben in der Prioritätenliste. Nordkorea
und Iran zeigen uns gegenwärtig deutlich, welche
potenzielle Gefahr weiterhin – auch nach dem Ende des
Kalten Krieges – für die Bürgerinnen und Bürger unse-
res Landes von Nuklearwaffen – hier ein Einschub für
Herrn Trittin – in den falschen Händen ausgeht. 

Beide Staaten versuchen, mit ihrer ignoranten und
provozierenden Haltung ihre negativen Interessen skru-
pellos durchzusetzen. Dieser klägliche Versuch eines
Katz-und-Maus-Spiels ist mit aller Nachdrücklichkeit zu
verurteilen. Er wird scheitern; denn die Weltgemein-
schaft steht geschlossen zusammen und spricht ein deut-
liches Nein zu weiteren Atomwaffentests in Nordkorea,
zur weiteren Anreicherung von nuklearwaffenfähigem
Material im Iran und zur illegalen Weiterverbreitung von
Trägermitteln.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Rolf Mützenich [SPD])

Ich bin fest davon überzeugt, dass die vom UN-
Sicherheitsrat beschlossenen Sanktionen die einzig
richtigen Maßnahmen sind, die von uns allen unterstützt
werden sollten. Nordkorea und der Iran müssen durch
Sanktionen unter Druck gesetzt werden. Ihnen muss be-
wusst werden – ja, sie müssen es förmlich zu spüren be-
kommen –, dass Ignoranz zu Isolation und zu wirtschaft-
lichen Einbußen führt. 

Das vordergründigste Ziel der Bemühungen der Welt-
gemeinschaft muss allerdings bleiben – ich hoffe, darin
sind wir uns hier im Hause einig –, eine Lösung nur auf
friedlichem Wege herbeizuführen.

Die Proliferationsgefahren im Nahen und Mittleren
Osten sowie auf der koreanischen Halbinsel beschäfti-
gen uns nicht erst seit letztem Montag. In den beiden
vorliegenden Abrüstungsberichten der Jahre 2004 und
2005 geht die Bundesregierung daher schwerpunktmä-
ßig auf diese Regionen ein. Ziel ist, die Verbreitung von
Massenvernichtungswaffen einschließlich ihrer Träger-
mittel in friedlicher Mission zu verhindern. Letztlich
muss die endgültige Abschaffung solcher Waffen, insbe-
sondere in den genannten Regionen, angestrebt werden.

Allerdings sind nicht nur Nordkorea und der Iran ein
Bedrohungsschwerpunkt. Daher wird in beiden Jahresab-
rüstungsberichten zu Recht darauf hingewiesen, dass das
Risiko der Proliferation von Massenvernichtungswaffen
nicht regional begrenzbar ist. Nichtstaatliche Akteure
und terroristische Gruppen schmieden weltweit ihre
Pläne für weitere Angriffe. Die Ereignisse in New York,
Madrid und Istanbul haben uns dies leider auch vor un-
serer eigenen Haustür vor Augen geführt. Die Antwort,
die die Bundesregierung in ihrem Bericht auf die regio-
nale Unbestimmtheit dieses Risikos gibt, ist richtig und
von entscheidender Bedeutung für den Kampf gegen
Terrorismus und Gewalt. Globalen Gefahren muss glo-
bal begegnet werden. „Global“ bedeutet in diesem Fall
immer: gemeinsam.

Die Weltgemeinschaft muss zusammenhalten. Wie
ich zu Beginn meiner Rede sagte, tut sie das auch, zu-
mindest in Bezug auf Nordkorea und den Iran. Nur die
Bewahrung des im Bericht beschriebenen Konsenses
der internationalen Staatengemeinschaft kann uns vor
der Weiterverbreitung solcher Waffen schützen. Die
Bundesregierung fördert diesen Konsens in Überein-
stimmung mit der am 12. Dezember 2003 verabschiede-
ten EU-Strategie gegen die Verbreitung von Massenver-
nichtungswaffen.

Eine internationale Ordnungspolitik mit den Para-
digmen der Allgemeinverbindlichkeit und der Transpa-
renz der Regularien sowie – das ist ganz wichtig – die
Vereinten Nationen als Wächter sind dabei oberste
Handlungsmaxime. Dies ist ausdrücklich zu begrüßen
und mit aller Notwendigkeit im Sinne von Frieden und
Stabilität in der Welt fortzuführen. Operativ bilden unse-
rer Meinung nach die Sechsergespräche sowie die Ge-
spräche innerhalb der EU 3 das geeignete Forum, um un-
sere Ziele im Hinblick auf diese sensible und polypole
Thematik zu erreichen. 

Zugegeben, es ist bedauerlich, dass die Verhandlun-
gen im Zusammenhang mit den Nuklearwaffenprogram-
men des Iran und Nordkoreas in den Jahren 2004 und
2005 sowie leider auch gegenwärtig noch ohne greifbare
Erfolge geblieben sind, was sicherlich nicht an uns gele-
gen hat. Dennoch gilt es, diesen Weg und die Deeskala-
tionsstrategie gemäß der Verantwortung für den Welt-
frieden konsequent weiter zu verfolgen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Meine Damen und Herren, wie bereits erwähnt, stan-
den nicht nur der Iran und Nordkorea im Blickpunkt der
abrüstungspolitischen Bemühungen. In beiden Berichten
werden auch Fortschritte in anderen Bereichen aufgeführt.
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Robert Hochbaum

Diese sind ebenfalls von zentraler Bedeutung und sollten
genügend Beachtung finden. Stellvertretend möchte ich
nur die Erfolge, die im Zusammenhang mit der Klein-
waffenproblematik erzielt wurden, nennen. Laut Anga-
ben der Vereinten Nationen machen jährlich 600 Millio-
nen Klein- und Leichtwaffen die Welt unsicher. 300 000
Menschen sterben jährlich durch ihren Einsatz in den
Konflikten der Welt. Kofi Annan sagte auf einer UN-
Konferenz in New York: „Das große Töten geschieht
durch Kleinwaffen.“

Das ist nicht von der Hand zu weisen. Denn in den
meisten Konflikten spielen diese Waffen die dominie-
rende Rolle. Dabei geht es nicht nur um unsere ohne
Zweifel sehr große Verantwortung gegenüber den vielen,
meist zivilen Opfern in zahlreichen Ländern dieser Erde,
sondern auch – das darf nicht vergessen werden – um
unsere Verantwortung gegenüber unseren eigenen Solda-
ten, die beispielsweise im Kongo, im Sudan oder in
Afghanistan im Einsatz für Frieden und Freiheit sind.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich konnte mir in der letzten Woche zusammen mit
Kolleginnen und Kollegen aus dem Verteidigungsaus-
schuss in Afghanistan ein Bild davon machen, welche
Unmengen von illegalen Kleinwaffen von den Taliban,
von Drogenbaronen und anderen Verbrechern gehortet
werden und so eine Bedrohung unserer Truppen darstel-
len. In diesem Zusammenhang ist es natürlich zu begrü-
ßen, dass seit der Zeichnung des Ottawa-Abkommens
Ende 1997 nun im Dezember 2005 ein erstes globales
Rüstungskontrollabkommen im Konsens von der UN-
Generalversammlung verabschiedet wurde, welches es
den Staaten ermöglicht, unerlaubte Kleinwaffen und
leichte Waffen rechtzeitig und zuverlässig zu identifizie-
ren und, was ganz wichtig ist, ihre Lieferung zurückzu-
verfolgen. Ich möchte in diesem Zusammenhang nicht
versäumen, den daran Beteiligten der Bundesregierung
für ihr Engagement meinen Dank auszusprechen.

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns die erzielten
Fortschritte als Ansporn nehmen, den eingeschlagenen
Weg mit allem Nachdruck weiterzugehen. Nordkorea
und der Iran sowie die anderen ungelösten Probleme
werden mit Sicherheit auch in Zukunft all unsere Auf-
merksamkeit erfordern. Es gilt, mit allem Nachdruck zu
verhindern, dass Iran eine Atombombe herstellt, und
Nordkorea muss dazu bewogen werden, sein Atomwaf-
fenprogramm glaubhaft einzustellen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf
den Drucksachen 15/5801, 16/1483 und 16/3011 an die in
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. Der Entschließungsantrag auf Drucksache 16/2999
soll an dieselben Ausschüsse wie die Vorlage auf Druck-
sache 16/1483 überwiesen werden. Sind Sie damit ein-

verstanden? – Das ist der Fall. Dann sind die Überwei-
sungen so beschlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 4 a bis 4 c auf:

a) Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung

Agrarpolitischer Bericht 2006 der Bundes-
regierung

– Drucksache 16/640 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (f)
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Arbeit und Soziales
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 
Haushaltsausschuss 

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung

Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes“ für den Zeitraum 2005 bis 2008

– Drucksache 15/5820 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (f)
Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuss für Tourismus 
Haushaltsausschuss 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Hans-
Michael Goldmann, Dr. Christel Happach-Kasan,
Dr. Edmund Peter Geisen, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion der FDP

Impfen statt Töten – Praxisreife Markerimpf-
stoffe entwickeln und anwenden

– Drucksache 16/1442 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (f)
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung

Zum Agrarpolitischen Bericht liegt ein Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen
vor. Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache anderthalb Stunden vorgesehen. – Ich
höre keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner das Wort dem Bundesminister Horst Seehofer.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Horst Seehofer, Bundesminister für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
Agrarwirtschaft ist für unser Land nicht nur volkswirt-


